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weitgehend zusammen. Vielfach 
sprangen NGOs in die Leerstellen. 
Teile der Linken nutzten die 1990er 
Jahre zur Reflexion eigener Fehler. 
In ak 397 – der Jubiläumsausgabe 
zum 25. Geburtstag unserer Zeitung 

– wurden die Schwachstellen der 
eigenen internationalistischen 
Publizistik und Kampagnenpolitik 
kritisiert, unter anderem die »Über
tragung der eigenen, auf Basis der 
metropolitanen Verhältnisse ent
wickelten SozialismusVorstellun
gen auf xbeliebige Revolutionen 
der 3. Welt«.

Um die Jahrtausendwende 
gewann die Straße als Ort der 
politischen Auseinandersetzung 
wieder an Bedeutung. Die Projek
tion des »revolutionären Subjekts« 
auf ferne Befreiungsbewegungen 
schien überwunden. Die globalisie
rungskritische Bewegung trat auf 
den Plan, es entstanden Projekte 
wie AfriqueEuropeInteract, für die 
Internationalismus heißt, gemein
same Strategien zu entwickeln und 
gemeinsam zu kämpfen. Als im Jahr 
2011 die Aufstände und Revolu
tionen in den arabischen Ländern 
Jugend und Sozialproteste in den 
USA, Israel und Europa inspirier
ten, gab es wieder eine Ahnung 
davon, was das sein könnte: ein 
weltumspannender Kampf für das 
gemeinsame Ziel gesellschaftlicher 
Emanzipation.

Jetzt sieht es so aus, als sei das 
stellvertretend kämpfende »revo
lutionäre Subjekt« wieder aufge
taucht. Gleich drei verschiedene 
Spendenkampagnen für Waffen 
für Kobanê wurden in den letzten 
Wochen initiiert. Sie sind auch 
durchaus erfolgreich. Allerdings 
wird die autonome Region Rojava 
in Nordsyrien im Zuge dessen als 
sozialistisches Modell der Zukunft 
verklärt. Die Heroisierung des 
bewaffneten Kampfes nationaler 
Befreiungsbewegungen wiederholt 
sich; innere Konflikte im Lager der 
»Guten« werden heruntergespielt, 
Menschenrechtsverletzungen 
bagatellisiert. Da waren wir schon 
mal weiter.

editorial

W
enig ist geblie
ben von den 
Hoffnungen 
von 2011, dem 
Jahr des Auf

bruchs in den arabischen Ländern. 
Die Diktatoren sind wieder (Ägyp
ten) oder noch immer (Syrien) da, 
und statt einer neuen arabischen 
Linken sind die Dschihadisten des 
Islamischen Staates (IS) auf dem 
Vormarsch. Nur in den kurdischen 
Enklaven Nordsyriens (Rojava) 
scheint sich ein Stück politischer 
Utopie zu halten, permanent 
bedroht durch die Angriffe des IS. 
»Solidarität mit Rojava«, »Waffen 
für Kurdistan«, »Wann wenn nicht 
jetzt?« – so klingen die linken 
Unterstützungsparolen 2014, im 
Jahr des Aushaltens mit dem 
Rücken zur Wand.

Die Geschichte der bundes
deutschen Neuen Linken ist nicht 
zuletzt die Geschichte internatio
naler Solidarität. Seit den 1960er 
Jahren begeisterte sie sich für den 
Vietcong, die antikolonialen Befrei
ungsbewegungen in Afrika oder die 
Guerillagruppen in Lateinamerika. 
Sie erschienen als die natürlichen 
Verbündeten in den hiesigen, meist 
ziemlich unspektakulären Kämp
fen. Auch der gemeinsame Feind 
war klar benannt: der Imperialis
mus. Bei aller Zerstrittenheit konn
ten Linke in internationalistischen 
Kampagnen große gemeinsame 
Erfolge feiern. Die von der taz lan
cierte Spendensammlung »Waffen 
für El Salvador« brachte zwischen 
1980 und 1992 eine Summe von 
4,7 Millionen DM.

So weit, so gut. Das klare 
FreundFeindBild hatte allerdings 
auch ungute Nebeneffekte. Nach
dem in einigen Ländern die natio
nalen Befreiungsbewegungen die 
Macht erkämpft hatten, orientierte 
sich die internationalistisch arbei
tende Linke vorrangig darauf, die 
revolutionären Errungenschaften 
zu verteidigen. Oft bedingungslos, 
seltener in kritischer Solidarität.

Nach 1989 brach dann die inter
nationalistische Bewegung hier 
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Die vereinfachte Formel KurdIn
nen versus IS verstellt zudem den 
Blick auf andere nichtmilitärische 
Schauplätze im Kampf gegen den 
IS. Damit folgt man der gleichen 
Logik wie die Mainstreammedien, 
die sich nur für die jeweils tobende 
»Entscheidungsschlacht« interes
sieren. Linke, die Bündnispartne
rInnen suchen, dürfen aber nicht 
nur die nationalen und ethnokon
fessionellen Minderheiten in den 
Blick nehmen.

Im ersten Teil unserer Bro
schüre zeichnet Harald Etzbach 
das Erstarken des IS nach. Karin 
Mlodoch ergänzt diesen Teil durch 
einen Bericht aus dem Nordirak. 
Dabei richtet sie den Blick auch 
auf den zivilgesellschaftlichen 
Widerstand, der dem IS beson
ders verhasst ist. Jean Rokbelle 
beschäftigt sich mit dem Spektrum 
des Islamismus. Er warnt davor, 
Islamismus und Salafismus einfach 
als Faschismus zu bezeichnen. 
Anhand der salafistischen Szene in 
Deutschland zeigt er, wie versucht 
wird, Menschen für den Dschihad 
zu rekrutieren.

Der zweite Teil beschäftigt 
sich mit Kurdistan, der Rolle der 
PKK und der neu aufgeflammten 
Solidarität in der Linken. Thomas 
Schmidinger analysiert, welche 
Auswirkungen der Kampf um 
Kobanê für den Friedensprozess in 
der Türkei hat. Mit seiner Kritik an 
der Schwesterpartei der PKK, der 
PYD, rief er den Widerspruch von 
Ercan Ayboga, einem Aktivisten der 

Initiative Tatort Kurdistan, hervor. 
Wir dokumentieren, jeweils gekürzt, 
dessen Leserbrief und Schmidin
gers Antwort via Facebook.

Im Interview mit der Gruppe 
Perspektive Kurdistan diskutie
ren wir, was Solidarität in Zeiten 
des Krieges heißen kann. Harald 
Etzbach fordert in seinem Beitrag 
das Ende der selektiven Solidarität: 
Eine einseitige Unterstützung der 
kurdischen Selbstverwaltung spiele 
dem AssadRegime in die Hände. 
Das sehen auch Andrea Fischer
Tahir und Karin Mlodoch so.

Die Weigerung der  türkischen 
Regierung, notwendige Unterstüt
zung gegen den IS zu leisten, hat 
im Südosten der Türkei zu Stra
ßenschlachten zwischen Sicher
heitskräften und prokurdischen 
DemonstrantInnen geführt, bei 
denen fast 40 Menschen starben. 
Über die Situation in der Region 
berichten Joris Leverink und Domi
nique Vicente. Zum Abschluss der 
Broschüre zeichnet Thomas Schmi
dinger eine kurze Geschichte der 
PKK – unter besonderer Berücksich
tigung der Rolle Abdullah Öcalans.

In den nächsten akAusgaben 
wollen wir die Diskussion über 
die Frage, wie internationalisti
sche Politik heute aussehen kann, 
ebenso fortsetzen wie die solida
rische Auseinandersetzung mit 
dem Projekt Rojava. Die in dieser 
Broschüre dokumentierten Texte 
sollen hierzu als Orientierungshilfe 
dienen.
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Mord  als  Mission
Der Aufstieg der Terrororganisation 
Islamischer Staat (IS) in Irak und Syrien

Von Harald Etzbach

S
ie steinigen »Ehebreche
rInnen«, ermorden An
dersgläubige und politi
sche GegnerInnen auf 
brutalste Weise und ge

hen mit Vorliebe gegen die Basisak
tivistInnen und Organisationen der 
Opposition vor. Die dschihadisti
sche Terrororganisation Islamischer 
Staat in Irak und Syrien (ISIS), die 
sich seit kurzem nur noch Islami
scher Staat (IS) nennt, steht für ein 
absolut atavistisches Verständnis 
des Islam. Die vermummten Gestal
ten unter der schwarzen Fahne mit 
der Schahada (dem islamischen 
Glaubensbekenntnis) hantieren mit 
modernen HightechWaffen. Sie 
produzieren professionelle Propa
gandavideos, und ihre militärischen 
Kampagnen dokumentieren sie akri
bisch in einem Report, der nach Art 
eines Geschäftsberichts die Erfolge 

der Organisation für mögliche In
vestoren auflistet. (1)

In der westlichen Presse wurde 
IS zum ersten Mal wahrgenommen, 
als diese ursprünglich aus dem Irak 
stammende Organisation im April 
2013 als neue radikalere Konkurrenz
organisation des alQaidaAblegers 
Jabhat alNusra in Syrien auftauchte. 
Jabhat alNusra hatte zuvor ihre Zu
gehörigkeit zu alQaida aus takti
schen Gründen geheim gehalten, 
jetzt wurde diese Verbindung offen 
von Abu Bakr al Baghdadi, dem Füh
rer von IS, in einer Radioansprache 
verkündet. Zugleich gab alBaghda
di die Vereinigung der beiden Orga
nisationen unter seiner Führung 
bekannt. AlNusra wies diese Erklä
rung zurück und wandte sich an Ai
man alZawahiri, den Anführer von 
alQaida, mit der Bitte um Vermitt
lung. AlZawahiri antwortete zwei 
Monate später in einem privaten 
Brief, der im arabischen Programm 
des katarischen Nachrichtensender 

alJazeera veröffentlicht wurde. Da
rin wird die Vereinigung der beiden 
Gruppen abgelehnt und alBaghda
di angewiesen, im Irak zu bleiben. 
AlNusra wird als offizielle alQaida
Gruppe in Syrien bestätigt. AlBagh
dadi ignorierte diese Anordnungen 
mit der Begründung, hiermit werde 
die koloniale Grenzziehung zwi
schen dem Irak und Syrien aner
kannt. Im Folgenden spaltete sich 
alNusra, wobei insbesondere die 
nichtsyrischen Kämpfer sich der ra
dikaleren IS anschlossen.

Ab dem Sommer 2013 brachte IS 
systematisch Gebiete insbesondere 
im syrischen Nordwesten unter sei
ne Kontrolle, wobei die Organisa
tion faktisch niemals gegen Trup
pen des AssadRegimes kämpfte, 
sondern ausschließlich gegen die 
Freie Syrische Armee (FSA) und an
dere Gruppen des Widerstands. IS 
gelang es hier, an verschiedenen Or
ten »Emirate« einzurichten. In die
sen beseitigte IS die durch die Oppo
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sition eingerichteten Strukturen der 
zivilen und militärischen Verwal
tung und zwang der Bevölkerung 
eine extrem reaktionäre Form des 
Islam auf.

Wie wenig IS in der lokalen Be
völkerung verankert war, zeigte sich 
im Januar 2014, als es FSABrigaden 
trotz ihrer militärischen Unterle
genheit gelang, IS innerhalb eines 
Monats aus einem Großteil der Pro
vinzen Aleppo, Idlib und Latakia zu 
vertreiben. 

Der militärischen Kampagne 
waren intensive Kontakte der FSA 
zur Bevölkerung vorausgegangen, 
mit dem Ziel, lokale UnterstützerIn
nen des IS (die oftmals nicht aus 
ideologischer Überzeugung, son
dern aus materiellen Gründen oder 
auch einfach aus Angst mit den 
Dschihadisten kooperierten) von 
der Mehrheit der nichtsyrischen IS
Kämpfer zu trennen. Diese Strategie 
ging auf, und IS zog sich ostwärts in 
Richtung Raqqa zurück.

Der IS-Feldzug gegen 
die syrische Opposition
In der Provinz Raqqa (mit der gleich
namigen Hauptstadt, die im Mai 
2013 eingenommen wurde) hat sich 
IS bis heute festgesetzt. Trotz muti
ger Proteste der Bevölkerung 
scheint die Herrschaft der Islamis
ten hier bisher stabiler zu sein als im 
Nordwesten. Auch von Seiten des 
AssadRegimes schien IS zunächst 
nicht viel zu befürchten zu haben. 
Bei den häufigen Luftangriffen auf 
die Stadt wurde das ISHauptquar
tier im ehemaligen Gebäude der 
Provinzverwaltung auffälligerweise 
bisher verschont; die Opfer waren 
zumeist ZivilistInnen.

Der Erfolg des IS in Raqqa hängt 
zum Teil damit zusammen, dass es 
hier tatsächlich eine gewisse Unter
stützung durch regionale Stammes
strukturen gibt. Zwar war Raqqa 
eine Zeitlang die einzige von der Op
position verwaltete syrische Pro
vinzhauptstadt, doch galt die Pro
vinz lange Zeit als Hochburg der 
syrischen BaathPartei von Präsi
dent Baschar alAssad. Mit einer ge
schickten Spaltungspolitik war es 
dem AssadRegime gelungen, das 
traditionelle Stammessystem zu 
schwächen und sich selbst als ent
scheidenden Machtfaktor zu eta

blieren. Mit der Erosion des Regi
mes brachen diese Strukturen weg, 
und im entstandenen Machtvaku
um verbündeten sich die diversen 
Clans und Stämme zur Sicherung 
ihrer Interessen mit der Macht, die 
im jeweiligen Augenblick gerade 
militärisch die stärkste war.

Es ist daher kein Zufall, dass ge
nau jene Stämme, deren VertreterIn
nen Baschar alAssad im August 2011 
einen Treueid leisteten, im Oktober 
2013 IS öffentlich ihre Unterstützung 
zusagten. (2) Ebenso wenig ist es ein 
Zufall, dass gerade jener lokale Clan, 
der zu den engsten Verbündeten des 
Assadregimes gehörte (der Bariaj
Clan) und der einen bedeutenden 
Teil der lokalen ProAssadMilizen 
stellte, heute in Raqqa zu den wich
tigsten Unterstützern des Islami
schen Staates gehört.

Von Syrien in den Irak
Vor diesem Hintergrund konnte 
Raqqa Mitte Juni Ausgangspunkt ei
nes Feldzugs werden, bei dem IS in 
den Irak eindrang und schließlich 
Mossul sowie die irakischen Provin
zen Ninive, Salahaddin und Anbar 
eroberte. Das zeitweilige Bündnis 
von IS und irakischen Baathisten (3), 
das zum Erfolg des IS im Irak zu
nächst wesentlich beitrug, scheint 
sich inzwischen aufgelöst zu haben. 
Dennoch haben sich den Dschiha
disten im Irak offenbar auch viele 
sunnitische Kämpfer angeschlos
sen. Sie teilen die radikalen Ansich
ten der Islamisten zwar nicht, wol
len aber gemeinsam mit ihnen 
gegen die schiitische MalikiRegie
rung in Bagdad kämpfen.

Die konfessionelle Spaltung des 
Irak in ihrer heutigen Form ist eine 
direkte Folge der Politik der USA 
nach 2003. Die unter USKontrolle 
stehende provisorische Regierung 
des Irak war von Anfang an nach 
ethnischkonfessionellen Prinzipi
en organisiert, und die USA setzten 
zunehmend auf eine Clique von Po
litikerInnen schiitischer Parteien. 
Saddam Hussein hatte die schiiti
sche Bevölkerungsmehrheit des 
Irak unterdrückt, jetzt nutzen einige 
ihrer Führer die Kooperation mit 
der Besatzungsmacht dazu, repres
siv gegen die sunnitische Minder
heit vorzugehen. Ein trauriger Hö
hepunkt war das Jahr 2006, als 

beinahe 35.000 ZivilistInnen bei 
konfessionellen Kämpfen getötet 
wurden.

Es ist eine Ironie der Geschichte, 
dass die ISDschihadisten bei ihrem 
IrakFeldzug schwere USWaffen aus 
Beständen der irakischen Armee, 
darunter auch BlackHawkHub
schrauber und anderes Fluggerät 
erbeuteten, nachdem die USA der 
Freien Syrischen Armee seit Jahren 
die Lieferung schwerer Waffen mit 
der Begründung verweigern, diese 
könnten in die Hände radikalislami
scher Kräfte fallen. Die Islamisten 
erbeuteten jedoch nicht nur Waffen, 
sondern auch 600 Millionen Dollar 
in verschiedenen Banken in Mossul.

Vermögende Dschihadisten
IS hatte allerdings auch zuvor keine 
Finanzierungsprobleme. Auf Spei
chersticks, die die irakische Armee 
kurz vor dem Sturm des IS auf 
 Mossul sicherstellte, fanden sich 
unter anderem die vollständigen Fi
nanzdaten der Organisation. (4) 
Demnach besaß IS ein Vermögen 
von 875 Millionen Dollar, zusam
mengeraubt aus dem Verkauf an
tiker Kunstschätze, aus Lösegel
dern,  Schutzgelderpressungen und 
Grenzzöllen. Auch der Verkauf von 
Öl aus den von IS besetzten Gebie
ten im Norden und Osten Syriens an 
das Regime in Damaskus hat Geld in 
die Kassen der Organisation gespült. 
Diese Art der Kooperation hatte das 
AssadRegime bereits mit alNusra 
betrieben. Nach Schätzungen der 
syrischen Opposition werden in den 
von IS kontrollierten Ölfeldern zur
zeit etwa 100.000 Barrel gefördert – 
ausreichend, um den dschihadisti
schen Kampf noch lange Zeit zu 
finanzieren.

Die Geschichte der Kooperation 
zwischen dem AssadRegime und 
den Dschihadisten reicht jedoch 
noch weiter zurück. Das Regime 
 hatte einen wesentlichen Anteil 
an  der  Entstehung islamistischer 
Gruppen wie alNusra und IS. Nach 
dem Einmarsch der USA in den Irak 
2003 verfolgte Syrien eine zwei
schneidige Politik: Einerseits wur
den Islamisten im Auftrag der CIA in 
syrischen Gefängnissen gefoltert, 
andererseits sorgte das Regime in 
Damaskus für die Unterstützung 
und Ausrüstung islamistischer 
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Gruppen, die im Irak gegen die Be
satzung kämpfen sollten. Jene von 
ihnen, die nach Syrien zurückehr
ten, wurden umgehend in das be
rüchtigte SednayaGefängnis ge
worfen, um dann Jahre später, zu 
Beginn der Revolution im März 2011, 
plötzlich wieder entlassen zu wer
den. Genau diese Dschihadisten 
wurden dann sehr schnell zu Anfüh
rern islamistischer Brigaden, darun
ter solchen der alNusra und auch 
des IS. Zugleich wurden demokrati
sche Aktivisten und dialogbereite 
Vertreter der Opposition eingeker
kert und ermordet. Das Regime, das 
die Proteste als eine internationale 
terroristische Verschwörung dar
stellte, tat also alles dafür, um seine 
Behauptung Wirklichkeit werden zu 
lassen.

Auch wenn es nach dem Fall von 
Mossul zum ersten Mal zu Angriffen 
der Regimetruppen auf ISStütz
punkte gekommen ist (sei es, um 
einen allzu großen Einfluss der Or
ganisation zu verhindern, sei es auf 
Drängen des Irans), so war es doch 
das AssadRegime, das die Entste
hung von IS am unmittelbarsten ge
fördert und das am meisten von 
dessen Terror gegen die Bevölke
rung und die bewaffneten Einheiten 
der Opposition profitiert hat.

Nachdem IS nicht zuletzt mit 
Hilfe der im Irak eroberten USWaf
fen große Teile der Provinz Deir 
 ezZor in seine Gewalt gebracht hat, 
kontrolliert die Organisation nun 
bereits 60 Prozent der syrischen 
Erdölfelder. Anfang August bedroh
te IS die kurdische Enklave in Koba
ne, im Nordirak haben die Dschiha
disten einen Großteil der 
Andersgläubigen und politischen 
GegnerInnen vertrieben. In Mossul 
gibt es zum ersten Mal seit 2.000 
Jahren keine ChristInnen mehr, und 
in Sindschar und anderen von An
gehörigen der religiösen Minder
heit der Yeziden bewohnten Städten 
haben die Dschihadisten nach An
gaben von MenchenrechtlerInnen 
Massaker verübt.

IS ist aber nicht unbesiegbar. 
Das haben die Erfahrungen aus 
Aleppo und Idlib gezeigt, wo es 
Gruppen der syrischen Opposition 
gelang, IS zu verjagen. Auch in eini
gen Orten der Provinz Deir ezZor 
haben lokale Gruppen erfolgreich 

begonnen, mit Waffengewalt gegen 
IS vorzugehen. Der Schlüssel zum 
Kampf gegen IS liegt in der Unter
stützung der demokratischen Op
position in Syrien, die sich in ei
nem verzweifelten doppelten 
Abwehrkampf gegen die Dschiha
disten des IS auf der einen, gegen 
das AssadRegime und seine Ver
bündeten auf der anderen Seite be
findet. Während die internationale 
Aufmerksamkeit gerade auf die Er
oberungszüge des IS im Nordosten 
Syriens und im Nordirak gerichtet 
ist, nehmen Truppen des Assad 
Regimes und ISEinheiten Aleppo 
in die Zange und drohen, jene zu 
ermorden, die die Stadt Anfang des 
Jahres von den Dschihadisten be
freiten. Eine breite internationale 
Kampagne der Solidarität ist drin
gender denn je – mit Kobane und 
der yezidischen Bevölkerung von 
Sindschar ebenso wie mit den Men
schen in Raqqa, Aleppo und im Pa
lästinenserlager Yarmouk bei Da
maskus, das seit Monaten von 
syrischen Regimetruppen belagert 
wird. 

Harald Etzbach ist Historiker und 
Politikwissenschaftler und lebt als 
Übersetzer und Journalist in Berlin .
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Anmerkungen:
1) www .huffingtonpost .co .uk/2014/06/18/
iraq-crisis-7-facts-isis-annual-
report_n_5506255 .html
2) Beide Zeremonien sind auf YouTube 
dokumentiert: www .youtube .com/
watch?v=CPgLh0--Atg; www .youtube .com/
watch?v=-q4rfodQz-c .
3) Die irakische Baath-Partei war die Regie-
rungspartei Saddam Husseins; ihre Über-
reste operieren heute aus dem Untergrund . 
Die irakische und die syrische Baath-Partei 
haben ihre Wurzeln beide in der panara-
bischen Ideologie des Baathismus, der seit 
Anfang der 1940er Jahre einen säkularen, 
arabischen Nationalismus und Sozialismus 
propagierte .
4) www .theguardian .com/world/2014/jun/ 
15/iraq-isis-arrest-jihadists-wealth-power

Der Schlüssel zum Kampf gegen IS 
liegt in der Unterstützung der demo-
kratischen Opposition in Syrien.
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men, sind das erschreckende Ergeb
nis der jahrelangen ethnischreligi
ösen Spaltungspolitik im Irak. Die 
USAdministration, die heute so ve
hement eine Regierung der nationa
len Einheit fordert, hatte nach der 
Militärinvasion und dem Sturz des 
BaathRegimes 2003 selbst die Tren
nungslinien zwischen arabischsun
nitischen, schiitischen und kurdi
schen Bevölkerungsgruppen zum 
politischen Organisationsprinzip 
erhoben: Die USÜbergangsverwal
tung CPA unter Paul Bremer bildete 
eine Übergangsregierung und ein 
irakisches Parlament nach eth
nischreligiösem Proporz. In den 
letzten Jahren hatte sich die iraki
sche Regierung unter dem schiiti
schen Ministerpräsidenten Nuri al
Maliki zunehmend zu einem 

Von Karin Mlodoch

A
nfang Juni 2014 
brachte die alQaida
Abspaltung »Islami
scher Staat im Irak 
und der Levante« 

(ISIL) die nordirakische Groß und 
Erdölstadt Mossul und zahlreiche 
weitere Städte in den Provinzen Ni
nive, Salahaddin und Baquba/Dyala 
unter ihre Kontrolle, rief einen Kali
fatsstaat aus und nannte sich fortan 
IS – Islamischer Staat. Seither wüten 
die schwarz vermummten Djihadis
ten in den eingenommenen Gebie
ten, installieren SchariaGerichte 
und bedrohen ChristInnen, die 
nicht zum Islam konvertieren wol
len, mit dem Tod.

Der schnelle Vormarsch der Dji
hadisten im Irak und der kampflose 
Rückzug der irakischen Armee ka
men nicht ganz überraschend: 
Schon im Januar 2014 hatte die ISIL 
die Kontrolle in den Städten Falluja 
und Ramadi in der arabischsunni
tisch dominierten Provinz Anbar 
übernommen. Militärische Unter
stützung bekamen sie dort von sun
nitischen Stammesverbänden und 
Milizen – von denen einige noch 
2007 von den USA aufgerüstet wur
den und an deren Seite gegen al
Qaida kämpften – und der soge
nannten NaqshbandiArmee um 
den ehemaligen zweiten Mann des 
BaathRegimes: Izzat alDuri.

Das Erstarken dieser Allianz und 
der Zuspruch, den sie aus Teilen der 
sunnitischen Bevölkerung bekom

Die  Angst 
ist  groß
Ein Bericht aus Sulaimania, Kurdistan-Irak
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Gebirge und harrten dort tagelang 
in glühender Hitze ohne Wasser 
und Nahrung aus. Dutzende Kinder 
verdursteten dort; die Bilder der von 
der Hitze verbrannten Gesichter der 
Eingeschlossenen gingen um die 
Welt.

Indes rückte IS weiter Richtung 
Erbil vor. Es waren vor allem Kämp
ferInnen der türkischkurdischen 
PKK und der syrischkurdischen 
YPG, denen es gelang, zu den Yezi
dInnen im SinjarGebirge vorzu
dringen. KurdistanIrak schien hin
gegen wie erstarrt. Es herrschten 
Schock und Entsetzen, aber auch 
Häme und parteipolitisches Gezänk 
über die schwache Kampfmoral der 
Peshmerga.

Am Morgen des 8. August griffen 
die USA ein: Die USLuftangriffe auf 
ISStellungen wurden in Kurdistan
Irak mit großer Erleichterung be
grüßt und brachten Bewegung in 
die Situation: Alle kurdischen Par
teien unterstellten ihre Peshmerga
Verbände dem von der GoranBewe
gung geführten PeshmergaMinis
terium. Irakischkurdische Pesh
merga kämpfen nun Seite an Seite 
mit PKK/YPGKämpferInnen zwi
schen Erbil und Mossul gegen die 
ISVerbände und werden durch Luft
angriffe der US und der irakischen 
Armee unterstützt.

Vom unabhängigen kurdischen 
Staat ist hier zurzeit nicht mehr die 
Rede. Stattdessen wird nun die her
ausragende Rolle der KurdInnen bei 
der Bekämpfung des Terrorismus 
unterstrichen und die umfassende 
internationale Unterstützung, die 
Kurdistan nun angesichts dieser 
»Speerspitzenrolle« genießt: Tat
sächlich sind die bewilligten Waf
fenlieferungen aus den USA, Frank
reich, Großbritannien und der EU 
ebenso wie finanzielle und humani
täre Hilfe »unterhalb der Waffenlie
ferungen« wie aus Deutschland für 
die KurdInnen nicht nur konkrete 
Unterstützung im Kampf gegen IS, 
sondern mehr als alle Unabhängig
keitsreferenden Riesenschritte zur 
Staatlichkeit.

Zweifellos hat zurzeit das Zu
rückdrängen des IS mit allen Mit
teln Priorität, und dabei benötigt 
die kurdische Regierung jedwede 
Unterstützung. Ebenso unbestreit
bar braucht sie Hilfe bei der Bewälti

autokratischen Regime entwickelt 
und die systematische Ausgrenzung 
der arabischsunnitischen Bevölke
rung auf die Spitze getrieben.

Auch die Konflikte zwischen der 
alMalikiRegierung in Bagdad und 
der kurdischen Regionalregierung 
hatten sich in der letzten Zeit zuge
spitzt. Bereits mehrfach drohte der 
Streit um die umstrittene Stadt Kir
kuk und die eigenständige kurdi
sche Erdölförderung in eine militä
rische Konfrontation umzuschla
gen; seit Anfang 2014 blockierte und 
verzögerte die Regierung in Bagdad 
die Überweisung von Mitteln aus 
dem Staatshaushalt in die kurdi
sche Region.

Warnungen 
vor einer Spaltung
Seit Jahren haben zivilgesellschaftli
che, Frauen und Menschenrechts
gruppen im Irak vor der zunehmen
den ethnischreligiösen Spaltung 
und Islamisierung der irakischen 
Gesellschaft gewarnt und eine brei
te multiethnische Koalition für ei
nen laizistischen demokratischen 
Staat gefordert. Der Vormarsch der 
ISTruppen ist nun eine albtraum
hafte Bestätigung ihrer Mahnungen. 
In einem Interview mit dem Radio
sender NPR am 1. Juli 2014 brachte 
Hanna Edgar, Frauenrechtsaktivis
tin der Al Aal Association in Bagdad, 
ihr Entsetzen und die Hoffnung auf 
eine breite gesellschaftliche Koaliti
on gegen die ISIL zum Ausdruck: 
»No way to ISIS in Irak – no way – no 
way.«

Aber eine landesweite Koalition 
gegen den IS blieb aus. AlMaliki er
teilte US und internationalen For
derungen nach der Beteiligung ara
bischsunnitischer Kräfte an der Re
gierung eine Absage und setzte 
stattdessen auf die Hilfe des Iran 
und des höchsten schiitischen 
Geistlichen im Irak, Großayatollah 
alSistani, der schiitische junge 
Männer zum Kampf aufrief. Die kur
dische Regionalregierung verwei
gerte alMaliki jede Unterstützung 
und nutzte stattdessen den Zusam
menbruch der irakischen Armee, 
um ihre Kontrolle auf die bisher 
umstrittenen Gebiete und Städte 
wie Kirkuk und Khanaqin auszuwei
ten. Der kurdische Präsident Mas
sud Barzani kündigte ein Referen

dum für die staatliche Unabhängig
keit Kurdistans an.

Angesichts der jahrzehntelan
gen Unterdrückung der kurdischen 
Bevölkerung im Irak und der bishe
rigen Erfolge bei der politischen 
und ökonomischen Stabilisierung 
der kurdischen Region erfuhr die 
kurdischnationale Antwort auf 
den  Vormarsch des IS breite Unter
stützung in der kurdischen Bevöl
kerung. Auch auf internationaler 
Ebene gab es einen plötzlichen Sym
pathieschub für die kurdische Un
abhängigkeit.

Aber es gab auch Dissens inner
halb der kurdischen Parteienland
schaft: Während die Demokratische 
Partei Kurdistans von Massud 
Barzani (DPK) für eine Nichteinmi
schung in die Kämpfe mit dem IS 
plädierte und an der staatlichen Un
abhängigkeit arbeitete, rief die Pat
riotische Union Kurdistans von Jalal 
Talabani (PUK) zum Kampf auf und 
lieferte sich Gefechte mit IS an der 
Südostgrenze der kurdischen Regi
on; dies allerdings nicht zuletzt auf 
Druck ihres langjährigen Bündnis
partners Iran, der den KurdInnen 
mit Einmarsch drohte, sollten sie 
die Regierung alMaliki weiterhin 
nicht unterstützen.

Am 3. August 2014 erfuhr der 
kurdische Höhenflug ein jähes 
Ende: In wenigen Stunden überroll
ten ISKämpfer die im kurdisch ver
walteten Gebiet gelegenen Städte 
Sinjar und Shangal, Zentren der ye
zidischen Religionsgemeinschaft. 
Tausende in der Region stationierte 
kurdische Peshmerga hatten dem 
nichts entgegenzusetzen. Hunderte 
yezidischer Männer wurden grau
sam ermordet, Hunderte Frauen 
von den ISKämpfern verschleppt. 
An die 40.000 YezidInnen flohen in 
Panik in das nahegelegene Sinjar

Um IS im Irak das Wasser 
abzugraben, muss der 
gesamtirakische  politische 
Prozess  wiederbelebt werden.
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gung der immensen Flüchtlings
ströme. An die zwei Millionen Men
schen sind zurzeit allein in der 
kurdischen Region in Bewegung: 
arabische, kurdische, turkmenische, 
assyrischchristliche und yezidische 
Familien aus dem Nord und Zentra
lirak. Die kurdischen Städte platzen 
aus allen Nähten; an den Stadträn
dern schießen die Zeltlager aus dem 
Boden. Mieten, Lebensmittel und 
Benzinpreise steigen. Die Angst vor 
einem Einsickern von ISKämpfen 
mit den Flüchtlingen ist groß. Schon 
gab es in Sulaimania eine kleine De
monstration für die Begrenzung des 
Zuzugs von arabischen Familien; 
ebenso aber auch eine zivilgesell
schaftliche Gegeninitiative, die sich 
solcherart aufkeimendem Rassis
mus entgegenstellt.

Ein Erfolg gegen den IS 
ist bislang nicht in Sicht
Der fast ausschließliche Fokus auf 
Kurdistan auch in der deutschen 
Mediendebatte verstellt aber den 
Blick auf die anderen Brennpunkte 
im Irak. Neben der Front in Mossul 
gibt es eine zweite im Südosten 
der  kurdischen Region, die an die 
arabischsunnitischen Provinzen 
Baquba, Salahaddin und Anbar 
grenzt. Hier wüten die ISBanden 
schon seit Januar 2014 derart, dass 
sich selbst die anfangs mit ihnen 
verbündeten ExBaathisten und vie
le der arabischsunnitischen Stäm
me inzwischen distanzieren. Zwi
schen der kurdisch kontrollierten 
Stadt Khanaqin und der teilweise 
von IS besetzten 20 Kilometer ent
fernten Stadt Jawlala kämpfen seit 
Wochen kurdische Peshmerga Seite 
an Seite mit der PKK und irakischer 
Unterstützung gegen die perma
nenten Vorstöße des IS.

Auch in Bagdad ist die Situation 
dramatisch. Hier fürchten die Men
schen nicht nur den Vormarsch des 
IS; der Zusammenbruch der iraki
schen Strukturen und die massive 
Präsenz schiitischer Milizen in 
der  Stadt haben ein Klima der 
Recht losigkeit geschaffen, das für 
alle  laizistischen, zivilgesellschaft
lichen Kräfte sowie Frauen und 
MenschenrechtsaktivistInnen eine 
Bedrohung ist. Das Erstarken des IS 
hat insgesamt extremistische Posi
tionen gegen Frauen gestärkt. Mit

te Juli wurden in Bagdad 29 Prosti
tuierte in einem Bordell ermordet; 
die Täter schrieben an die Wand: 
»Das ist, was mit Prostituierten pas
siert«. Es gab keinerlei staatliche 
oder polizeiliche Reaktion auf die 
Morde.

Mit der Verbindung aus men
schenverachtender Ideologie, grau
samer Brutalität, grenzüberschrei
tenden Aktivitäten (nicht nur in 
Syrien und Irak, sondern global) 
und dem Besitz hochmoderner er
beuteter Waffen ist der IS eine Be
drohung für die gesamte Bevölke
rung der Region. Mit internationaler 
Unterstützung können die KurdIn
nen den IS möglicherweise militä
risch zurückschlagen. Um ihnen 
aber im Irak langfristig das Wasser 
abzugraben, muss der seit Jahren 
stagnierende gesamtirakische poli
tische Prozess wiederbelebt wer
den.

In diesem Kontext sind die 
 aktuellen Veränderungen an der ira
kischen Staatspitze eine gute Nach
richt. Nach langem, krankheitsbe
dingten Ausfall des kurdischen 
Staatspräsidenten Talabani hat nun 
Fuad Masum, ebenfalls Kurde von 
der Patriotischen Union Kurdistan, 
das Amt übernommen. In der Nacht 
zum 15. August erklärt alMaliki sei
nen Verzicht auf eine weitere Amts
zeit. Der von seiner Fraktion be
nannte Nachfolger Haidar alAbadi, 
sein langjähriger Berater, markiert 
eher einen Gesichts als einen Poli
tikwechsel. Dennoch ist mit alMali
kis Abtritt nun der Weg frei für er
neute Verhandlungen zwischen 
kurdischer Regionalregierung und 
irakischer Regierung und – so ist 
zu  hoffen – einer gemeinsamen 
Strategie gegen den Islamischen 
Staat. 

Karin Mlodoch ist Psychologin 
und Gründungsmitglied des Vereins 
HAUKARI e .V .
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HAUKARI e .V . leistet zusammen mit medico 
international Nothilfe in Zeltlagern in 
Khanaqin mit überwiegend arabisch-sun-
nitischen Flüchtlingen, die keine familiäre 
Unterstützung oder Bürgen in Kurdistan-
Irak haben . (www .haukari .de)
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dann auch, dass sie in Israel ihren 
Hauptfeind sieht. Anders beim IS, 
für den JüdInnen nicht mehr oder 
weniger ungläubig sind als SchiitIn
nen, ChristInnen oder eben »ab
trünnige« Muslime und Muslima, 
die nicht ihre Weltanschauung tei
len. Deshalb ist der IS momentan 
mehr damit beschäftigt muslimi
sche Konkurrenten im Irak und Syri
en auszuschalten, als sich in den 
Konflikt zwischen der Hamas und 
Israel einzumischen.

Da zeigt: Islamistische Gruppen 
sind kein homogener Block mit glei
chen Vorstellungen und Zielen. Eine 
Tatsache, die gerade Linken im Na
hen Osten bewusst ist. Sie sind häu
fig dazu gezwungen, sich in irgend
einer Weise zu den IslamistInnen in 
ihrer Umgebung zu positionieren. 
Aus einer zugespitzten Logik des 
kleineren Übels ergeben sich dabei 
teilweise kuriose Allianzen. So in 
Ägypten 2012, als Linke gemeinsam 
mit SalafistInnen Sitins gegen die 
Militärregierung abhielten. So aber 
auch im Libanon, wo viele Linke und 
sogar christliche Gruppen Sympa
thien für die schiitische Hizbullah 
entwickelt haben, die sie gegenüber 
den immer stärker werdenden sala
fistischen Kräften im Land als Ver
bündete betrachten.

Wie kritisch man solche Bünd
nisse auch betrachtet, sie lassen sich 
nur vor dem Hintergrund verste
hen, dass die arabische Linke in lo
kale Konflikte eingebunden ist. Was 
von Europa aus betrachtet wie ein 
Abrücken von linken Standpunkten 
erscheint, ist für die marginalisierte 
arabische Linke eine Überlebens
strategie. 

Jean Rokbelle studierte u .a . in Kairo 
und Berlin Religions- und Islam-
wissenschaft und twittert unter  
@jeanrokbelle zum Thema . 
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Von Jean Rokbelle

Z
ugegeben: Es ist schwer, 
den Überblick über 
die  unzähligen islamis
tischen Gruppen zu 
 behalten. Oberflächlich 

betrachtet, erscheinen sie manch
mal so ähnlich, dass vollkommen 
unterschiedliche Organisationen 
wie der Islamische Staat (IS), Hizbul
lah oder Hamas gleichgesetzt wer
den. Sogar essenzielle Unterschiede 
der religiösen Ausrichtung, na
mentlich die Spaltung des Islams in 
Sunniten und Schiiten werden da
bei übersehen. Sicher meist aus rei
ner Unkenntnis, allerdings verwi
schen gerade selbst erklärte »Islam
kritikerInnen« diese Spaltungen 
bewusst, um das Bild eines geeinten 
islamistischen Feindes zu konstru
ieren, der weltweit nach der Macht 
greift. Dabei betonen diese selbst 
den Unterschied, dessen Ursprung 
im Streit um die Nachfolge des Pro
pheten Mohammeds begründet 
liegt.

Auch so manche Linken werden 
vielleicht einwenden, dass eine 
Differen zierung nicht nötig ist, da 
alle islamistischen Organisationen 
antiemanzipatorisch sind. Viel
leicht nahmen es deshalb israelsoli
darische GegendemonstrantInnen 
nicht so genau mit der Behauptung, 
auf den antiisraelischen Protesten 
am sogenannten AlQudsTag in 
Berlin hätten sich SalafistInnen mit 
Flaggen des IS befunden. 

Ein Vorwurf, der äußerst unglaub
würdig ist, handelt es sich beim Al
QudsTag doch um einen »Feiertag«, 
der seinen Ursprung in der Islami
schen Republik Iran hat. Unter Salafis
tInnen, SunnitInnen, die eine Gesell
schaft nach den Regeln eines UrIslam 
anstreben, wie den AnhängerInnen 
des IS aber gilt der schiitische Iran 
momentan als politischreligiöser 
Hauptfeind. Die angeblichen ISFlag

gen entpuppten sich denn auch als 
schiitische Fahnen.

Das Spektrum islamistischer 
Gruppen ist, trotz einiger geteilter 
Grundüberzeugungen, riesig. Es 
reicht von der türkischen AKP von 
Recep Tayyip Erdoğan bis zum sala
fistischjihadistischen IS und weiter 
zu Organisationen, die vom mysti
schen Islam des Sufismus inspiriert 
sind. Häufig trennt diese Strömun
gen mehr als sie eint. Manche Diffe
renzen sind ideologisch, wie die zwi
schen der palästinensischen Hamas 
und dem IS, und manche eher strate
gisch, wie zwischen dem IS und al
Qaida (AQ). Während der IS extrem 
antischiitisch ist und sein primäres 
Ziel in der Errichtung eines Kalifats 
besteht, versucht AQ aus taktischen 
Gründen, antischiitische Rhetorik zu 
vermeiden. Gleichzeitig ist das Kali
fat für AQ nur ein langfristiges Ziel, 
weshalb AQ in Syrien einen blutigen 
Kampf gegen den IS und dessen »Ka
lifat« führt, auch wenn sie diesem in 
der ideologischen Ausrichtung des 
Salafismus durchaus ähnelt. Ganz 
im Gegensatz zu anderen islamisti
schen Organisationen wie der Ha
mas, die auch nationalistische Ziele 
verfolgt. Allein die Tatsache, dass im 
Logo der Hamas die palästinensische 
Nationalflagge auftaucht, ist für Sala
fistInnen ein Verstoß gegen die Ge
bote Gottes. Denn diese sehen Sala
fistInnen durch die »westliche 
Ideologie« des Nationalismus gebro
chen. Die Ambitionen des IS sind da
gegen – getreu dem inoffiziellen 
 Motto: no borders, only fronts! – 
buchstäblich grenzenlos. Dement
sprechend distanziert stehen sich IS 
und Hamas gegenüber. Zwar wurde 
im Zuge des jüngsten Konflikts in Is
rael und dem Gazastreifen die Ha
mas immer wieder in die Nähe des IS 
gerückt, tatsächlich aber ging sie in 
der Vergangenheit hart gegen sala
fistische Umtriebe vor.

Unter anderem aus dem Natio
nalismus der Hamas ergibt sich 

Bündnisse  von  Erzfeinden
Das Spektrum des Islamismus ist sehr heterogen
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Universalismus 
mit  tödlichen 
Nebenwirkungen
Islamismus und Salafismus als faschistisch 
zu bezeichnen, greift zu kurz

Von Jean Rokbelle

F
ür kurze Zeit schien die 
nur all zu oft rassistisch 
aufgeladene deutsche 
»Islamdebatte« etwas 
entschärft. Der antimus

limisch motivierte Massenmord des 
Anders B. Breivik in Norwegen, die 
zunächst vielversprechenden Pro
teste im Zuge der arabischen und 
nordafrikanischen Protestbewe
gungen und nicht zuletzt die NSU
Mordserie hatten vielen erklärten 
»IslamkritikerInnen« das Wasser ab
gegraben. Diese Entwicklung 
scheint sich momentan umzukeh
ren. Mit dem teils katastrophalen 
Ausgang des Arabischen Frühlings, 
einer Diskussion über eine salafisti
sche »SchariaPolizei« in deutschen 
Städten und dem unerbittlichen 
Fortschreiten der dschihadistischen 
Gruppe Islamischer Staat (IS) in im
mer mehr Ländern des Nahen 
 Ostens werden die Stimmen der »Is
lamkritikerInnen« und antimusli
mischen RassistInnen wieder lauter.

In diesem Zusammenhang erlebt 
auch der Begriff des Islamfaschis
mus (oder auch Islamofaschismus) 
neue Popularität. Die Medien stellen 
einen Zusammenhang von Hamas 
und IS her, und letzterer wird wieder
um mit dem Nationalsozialismus 
verglichen. Die Zeitschrift Cicero 
fragte auf dem Deckblatt ihrer Juli
ausgabe beinahe unschuldig: »Ist der 
Islam böse?« Zuletzt hatte auch der 
deutschägyptische Autor Hamed 
Abdel Samad mit seinem Bestseller 
»Der islamische Faschismus« die De
batte um die Verwandtschaft von Fa

schismus und Islam befeuert und 
dafür vom linken Magazin konkret 
bis zur neurechten Zeitung Junge 
Freiheit Beifall geerntet.

»Wiedergänger 
des Faschismus«
Aufgrund einer angeblichen Ver
wandtschaft von Islam und Faschis
mus wird eine enge Zusammenar
beit oder zumindest Sympathie 
zwischen muslimischen AraberIn
nen und europäischen FaschistIn
nen unterstellt. So kommt heute 
kaum eine Diskussion über den 
Nahostkonflikt und die Geschichte 
des Islamismus ohne den Verweis 
auf den »Mufti« von Jerusalem aus, 
Mohammed Amin alHusaini. Die
ser hatte mit dem Nationalsozialis
mus kollaboriert, was für viele be
reits als Beweis für die Begeisterung 
der PalästinenserInnen für den Na
tionalsozialismus gilt. Als weiterer 
Beleg dient zudem die speziell auf 
die muslimischen AraberInnen zu
geschnittene NSPropaganda, die in 
den 1940ern per Zeitungen, Flug
blättern und Radioprogrammen im 
Nahen Osten verbreitet wurde. Wie
der andere HistorikerInnen ver
suchten, der für islamistische Bewe
gungen äußerst einflussreichen, 
ägyptischen Muslimbruderschaft 
Sympathien für die Nazis nachzu
weisen, womit zugleich Überschnei
dungen zwischen faschistischen 
und islamistischen Ideen belegt 
werden sollen. Der Islamismus sei 
der gegenwärtige Wiedergänger des 
Faschismus, so die VertreterInnen 
des IslamfaschismusBegriffs.

All diese Untersuchungen kran
ken jedoch ausnahmslos daran, 

dass sie von HistorikerInnen ver
fasst wurden, deren Fachgebiet zwar 
der europäische Faschismus, nicht 
aber die arabische und islamische 
Geschichte ist. Da häufig auch die 
nötigen Sprachkenntnisse fehlen, 
sind diese Arbeiten durch eine Fi
xierung auf deutsche und englische 
Quellen geprägt, während arabische 
Originalquellen und neuere For
schung unbeachtet bleiben, ebenso 
die vielen arabischen Stimmen libe
raler, islamistischer und kommu
nistischer FaschismusgegnerInnen. 
Die NSPropaganda im Nahen Osten 
wurde durchaus von vielen Arabe
rInnen kritisch rezipiert.

Mittlerweile haben auf den Na
hen Osten spezialisierte Historike
rInnen und Islamwissenschaftle
rInnen – etwa Israel Gershoni, Götz 
Nordbruch oder René Wildangel – 
einen Großteil der genannten Be
hauptungen durch die Auswertung 
arabischer Quellen relativiert oder 
widerlegt. Demnach stießen beson
ders die rassistischen Vorstellun
gen der Nazis bei vielen AraberIn
nen auf entschiedene Ablehnung. 
Selbst die Muslimbrüder sahen in 
NaziDeutschland und dem fa
schistischen Italien die Repräsen
tanten eines rassistischen, nationa
listischen und imperialistischen 
Angriffs Europas auf den Islam und 
den gesamten Nahen Osten. Das 
zeigt Israel Gershoni, der in seinen 
Arbeiten die Schriften der Gruppe 
analysierte.

Der von der britischen Mandats
macht ohne nennenswerte theolo
gische Ausbildung zum Mufti er
klärte alHusaini war zwar ein 
glühender Antisemit und NaziKol
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laborateur, seine Rolle für die paläs
tinensische Nationalbewegung und 
den Islamismus wird jedoch stark 
übertrieben. Ein israelischer Bio
graph des »Muftis« erklärte, dass 
dieser nach seinem Tod aus dem öf
fentlichen Bewusstsein der Palästi
nenserInnen verschwunden sei – 
ohne nennenswerte Spuren zu 
hinterlassen.

Fehlende analytische 
Trennschärfe

Das größte Defizit des Islamfa
schismusBegriffs ist allerdings, 
dass er die Vielschichtigkeit des Isla
mismus übersieht. Die unterschied
lichsten arabischen und muslimi
schen Organisationen werden nur 
unter das Schlagwort subsumiert, 
ganz unabhängig davon, wie viel sie 
nun mit dem Islam zu tun haben. 
Angesichts dieser fehlenden analy
tischen Trennschärfe überrascht es 
nicht, dass viele der Bücher über 
den sogenannten Islamfaschismus 
eher pseudowissenschaftliche Ab
handlungen oder politische Streit
schriften sind.

Die ideologischen und instituti
onellen Unterschiede zum Faschis
mus sind bisweilen eklatant. Für 
 faschistische Bewegungen sind bei
spielsweise charismatische Führer
figuren charakteristisch. Diese fin
den sich bei den meisten islamisti
schen Gruppen nicht. Einen derarti
gen Kult um einen Menschen würde 
nicht zuletzt den religiösen Über
zeugungen von IslamistInnen wi
dersprechen. So wird gerade unter 
SalafistInnen eine übersteigerte Fi
xierung auf eine menschliche Füh
rerfigur als eine Form der Vergöttli
chung gesehen und ist damit die 
wohl schlimmste Sünde, die sich ein 
Muslim zuschulden kommen las
sen kann.

Einer der wichtigsten Unter
schiede liegt aber im universalen 
Anspruch des Islams begründet, der 
wenig mit dem auf Blut und Boden, 
Volk oder Rasse beschränkten Fa
schismus gemein hat. Der Salafis
mus und ähnliche Formen des Isla
mismus kennen keine Nation im 
herkömmlichen Sinn. Die Muslime 
sind nach dieser Auffassung näm
lich weder durch ihre ethnische 
oder gar »rassische« Herkunft noch 
durch territoriale Faktoren mitein

ander verbunden, sondern einzig 
über das gemeinsame Glaubensbe
kenntnis. Gruppen wie der IS ma
chen sich diese Überzeugung zu
nutze, wenn sie weltweit um 
AnhängerInnen werben. Stolz prä
sentiert der IS in Propagandavi
deos nicht nur AnhängerInnen aus 
unterschiedlichsten Herkunftslän
dern, sondern vereinzelt auch blin
de, kleinwüchsige und andere 
Menschen, die nicht der nichtbehin
derten Norm entsprechen.

Diese Diversität gilt als Beweis 
für die Universalität der islami
schen Heilsbotschaft. Alle anderen, 
also auch diejenigen Muslime, die 
nicht die salafistische Auffassung 
vom Islam teilen, werden hingegen 
als Ungläubige betrachtet. Im 
Kriegsfall bleibt diesen GegnerIn
nen des salafistischen Islams im 
besten Falle die Zahlung einer 
Schutzsteuer und damit ein Leben 
als diskriminierte Minderheit, die 
»Wahl« zwischen der Konversion 
zum Islam oder als Feind betrachtet 
und bis auf den Tod bekämpft zu 
werden. Grundsätzlich aber steht 
jedem Menschen die Möglichkeit 
offen, Teil der muslimischen (d.h. 
salafistischen) Gemeinschaft zu 
werden – dieser Anspruch der isla
mistischen Bewegungen ist also 
universal.

Universalismus 
bietet  Orientierung
Gerade dieser vermeintliche Univer
salismus übt auf Jugendliche welt
weit enorme Anziehungskraft aus. 
Hierzulande sind es gerade die Sala
fistInnen, die ihre Predigten auf 
Deutsch halten und dadurch ein 
breites Publikum von Muslimen und 
Muslima mit den unterschiedlichs
ten Migrationsgeschichten anspre
chen, während sich viele in Mosche
en, wo auf türkisch gepredigt wird, 
fremd fühlen.

Das eng strukturierte Weltbild 
des Salafismus liefert eine dichoto
me Trennung der Welt in Gut und 
Böse und bietet so Orientierung, die 
viele perspektivlose Jugendliche su
chen. Gerade dann, wenn sie sich als 
Opfer gesellschaftlicher Verhältnisse 
erachten, sei es durch schlechte, 
schlecht bezahlte oder keine Arbeit 
oft aber auch durch Ausgrenzungs
erfahrungen in einer rassistischen 

Mehrheitsgesellschaft. Eine Konver
sion zum salafistischen Islam bietet 
vor diesem Hintergrund die Umdeu
tung dieser »Opferrolle«. Auf der 
»guten Seite« stehen die »rechtgelei
teten« salafistischen Muslime, die 
der »materialistischen« Welt der Un
gläubigen (Kuffar) diametral gegen
übergestellt sind, die trotz ihrer Ver
kommenheit die »Rechtschaffenen« 
unterdrücken. Diese Opferrolle bie
tet jedoch die Genugtuung, auf der 
»richtigen Seite« zu stehen und die 
Zusicherung auf ultimative Rache an 
ihren GegnerInnen am »Ende der 
Zeit«.

Die Komplexität sozialer und po
litischer Zusammenhänge wird 
durch ein solches Weltbild enorm re
duziert. Durch die Identifizierung 
mit der islamischen, »guten Seite« 
und der damit verbundenen Einbin
dung in einen angeblich göttlichen 
Heilsplan, wirkt der Salafismus 
enorm identitätsstiftend und dies 
nach eigenem Anspruch abseits 
»materialistischer« und konsumisti
scher Pfade. All dies hat den Salafis
mus heute zu einer relativ erfolgrei
chen Jugendbewegung gemacht und 
selbst viele Deutsche ohne familiä
ren Bezug zum Islam fühlen sich von 
der zelebrierten Gemeinschaft sala
fistischer Gruppen angezogen.

Auch wenn sich schlussendlich 
durchaus erhebliche Unterschiede 
zwischen dem Faschismus und den 
verschiedenen Formen des Islamis
mus finden lassen, so bedeutet das 
keinesfalls, dass die islamistischen 
Bewegungen wie der Salafismus 
harmlos seien – ganz im Gegenteil. 
Gerade die Formen des Salafismus 
zeichnen sich durch Judenhass, 
Chauvinismus, Militarismus und an
dere menschenfeindliche Ideologien 
aus, die häufig mit Faschismus in 
Verbindung gebracht werden. Daran 
jedoch eine Wesensverwandtschaft 
mit dem Faschismus abzulesen, 
greift angesichts der Unterschiede 
zu kurz – wie auch immer man diese 
letzten Endes bewerten mag. 

Jean Rokbelle twittert unter 
@jeanrokbelle zum Thema . Er 
schrieb in ak 596 über das Spektrum 
des Islamismus .

Zuerst erschienen in ak 597 / 
16 .9 .2014

Was ver-
bindet, 
ist das 
Bekennt-
nis zum 
gemein-
samen 
Glauben.
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24  Stunden 
konzentriert  für  Allah
Ideologie und Zielgruppe der salafistischen Szene in Deutschland

Von Jean Rokbelle

D
as Treiben salafisti
scher Gruppierun
gen kommt vielen 
Menschen mittelal
terlich, wenn nicht 

steinzeitlich vor. SalafistInnen pfle
gen nicht nur ein längst überholt 
 geglaubtes Menschenbild, militante 
Gruppen wie der Islamische Staat 
(IS) praktizieren sogar Körperstra
fen und Sklaverei. Dennoch ist der 
Salafismus ein Phänomen aus der 
zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts. 
(...)

Aber wo liegen die Wurzeln des 
Salafismus und seiner militanten Va
riante, des salafistischen Dschihadis
mus? Konfrontiert mit einem in öko
nomischer, technologischer und 
militärischer Hinsicht geradezu 
übermächtig erscheinenden Westen 
setzte im 19. Jahrhundert in vielen 
islamischen Ländern eine Debatte 
über die »Schwäche« der MuslimIn
nen ein. Auf der einen Seite sah man 
sich im Gegensatz zum »christlichen 
Westen« als die BesitzerInnen und 
AnhängerInnen von Gottes letzter 
und unverfälschter Offenbarung. 
Auf der anderen Seite war man je
doch mit Fremdherrschaft und der 
Dominanz durch die mächtigen 
westlichen Staaten konfrontiert.

Als Antwort auf diesen Wider
spruch konkurrierten unterschied
liche Deutungen. Während viele 
MuslimInnen eine Modernisierung 
nach dem Vorbild westlicher Staa
ten forderten, sahen andere die Lö
sung in der Rückkehr zu einer an
geblich unverfälschten Form des 
Islams. Aus dieser zweiten Krisen
deutung entwickelte sich der Isla
mismus, der in seiner Geschichte 
wiederum viele unterschiedliche 
Strömungen hervorbrachte. Den 

Grund für die »Rückständigkeit« der 
islamischen Welt gegenüber den 
modernen westlichen Staaten such
ten viele IslamistInnen nicht in so
zioökonomischen Faktoren, son
dern in einer geradezu kollektiven 
Abkehr vom wahren Islam. (...)

Rückkehr zur »goldenen 
Frühzeit« des Islams
Als idealisiertes Gegenbild dient vor 
allem im Salafismus die angeblich 
»goldene Frühzeit« des Islams, also 
die Zeit des Propheten und seiner 
GefährtInnen, der Salaf asSalih (zu 
deutsch etwa »die frommen Altvor
deren«), nach denen diese Strömung 
auch benannt ist. Im Unterschied zur 
kläglichen Gegenwart sei die musli
mische Gemeinschaft damals mäch
tig gewesen – ein Zustand, der durch 
die Rückbesinnung wiederherge
stellt werden soll.

SalafistInnen streben eine Ge
meinschaft an, die in jeder Hinsicht 
nach dem  Vorbild der idealisierten 
frühislamischen Gemeinde einge
richtet ist. Die Moderne soll nicht 
wie bei manch anderer islamisti
schen Strömung mit dem Islam ver
einbart werden, sondern wird – mit 
Ausnahme ihrer technologischen 
Errungenschaften – abgelehnt. Sozi
alismus, Demokratie und Men
schenrechte gelten als gottlose 
Ideologien, denen der Salafismus 
eine Gemeinschaft im Rahmen der 
Scharia entgegenstellt.

Das islamische Recht, aus dem 
Koran und den Überlieferungen über 
das Wirken des Propheten und sei
ner Gemeinde abgeleitet, gilt als ulti
mative Richtschnur und Handlungs
maxime. Dies betrifft oft selbst das 
äußere Erscheinungsbild der Gläubi
gen. Viele Salafisten lassen sich ei
nen faustlangen Bart wachsen, bei 
dem nur die Haare auf der Oberlippe 
rasiert sind, tragen knöchellange Ge

wänder und lederne Socken oder 
putzen sich die Zähne mit einem 
Wurzelstöckchen. Frauen tragen 
häufig lange, schwarze Kopftücher, 
Gewänder und vermehrt auch den 
Gesichtsschleier (Niqab).

Über die Einhaltung der Sitten 
soll eine »Religionspolizei« wachen. 
Gerade in den chaotischen Verhält
nissen von Bürgerkriegsgebieten tre
ten salafistische Gruppen dadurch 
auch als Ordnungsmacht auf. (...) Ab
weichungen von der Schariaausle
gung der SalafistInnen fallen in den 
Bereich des Ungehorsams gegen 
Gott und sind letzten Endes Manifes
tationen des Unglaubens. Das be
trifft vor allem andere Menschen 
muslimischen Glaubens, weshalb 
SalafistInnen sich von ungläubigen 
Feinden geradezu umzingelt sehen. 
Das Ergebnis ist eine extreme 
SchwarzWeißZeichnung der gesell
schaftlichen Verhältnisse. Der Sala
fismus lebt von dieser strikten und 
umfassenden Trennung der Welt in 
Gut und Böse, Gläubig und Ungläu
big. (...) 

Als Krisendeutung mit einfa
chen Antworten konnte der Salafis
mus weltweit eine beachtliche Zahl 
AnhängerInnen gewinnen. Diese 
haben ihrerseits verschiedene Stra
tegien entwickelt, ihre Vorstellun
gen durchzusetzen. Manche wollen 
die Gesellschaft von unten konser
vativ reformieren, andere versu
chen am politischen System teilzu
haben, wieder andere wählen den 
Weg der Militanz – oder wie sie es 
nennen: den Dschihad.

AnhängerInnen der letztgenann
ten Variante haben in den vergange
nen Monaten besondere Prominenz 
erlangt. So sollen seit 2012 zwischen 
450 und 1.800 DschihadistInnen aus 
Deutschland nach Syrien und in den 
Irak ausgereist sein. (1) Eine Zauber
formel zur Erklärung des Phäno
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mens gibt es nicht. Blickt man auf 
Deutschland, ergeben sich dennoch 
Muster. So will das Bundesamt für 
Verfassungsschutz in einer Studie, 
bei der die Biografien von 378 ins sy
rische Kriegsgebiet ausgereisten 
SalafistInnen ausgewertet wurden, 
herausgefunden haben, dass nur je
deR vierte DschihadTouristIn einen 
Schulabschluss hat. Eine abgeschlos
sene Ausbildung können lediglich 
sechs Prozent vorweisen. Die Anzahl 
derjenigen, die vor ihrer Ausreise be
reits mit Drogen, Eigentums oder 
Gewaltdelikten aufgefallen sind, ist 
dagegen wesentlich höher. Viele 
DschihadistInnen stammen zudem 
aus problematischen Familienver
hältnissen. ExpertInnen weisen dar
auf hin, dass überdurchschnittlich 
viele ISKämpferInnen aus Europa 
ohne Vater aufgewachsen sind. Zu
dem handelt es sich bei den Nach
wuchsdschihadistInnen keineswegs 
nur um »gebürtige« MuslimInnen. 
Auch viele Konvertierte haben sich 
dem Dschihad in Syrien angeschlos
sen. Rassistische Ausgrenzungser
fahrungen sind daher nur ein Faktor 
unter vielen.

Übergreifend spielt aber ein Ge
fühl der »Fremdheit« eine Rolle, ein 
Motiv, das im Salafismus unter dem 
Begriff »ghurba« bekannt ist. In der 
Entfremdung gegenüber der Gesell
schaft treffen sich ausgegrenzte Mig
rantInnen, SozialhilfeempfängerIn
nen, Konvertierte aus schwierigen 
Familienverhältnissen und andere, 
die sich von der Gesellschaft ausge
schlossen fühlen. (...) 

Gelockt werden sie mit der Aus
sicht, ihren unterdrückten »musli
mischen Geschwistern« im Kampf 
gegen die »Ungläubigen« beistehen 
zu können. Im Gegensatz zur oft 
recht trostlosen Perspektive für 
SchulabbrecherInnen und Kleinkri
minelle in ihren deutschen Her
kunftsorten sehen junge SalafistIn
nen auf den Schlachtfeldern im 
Nahen Osten die Möglichkeit, Hel
dInnen zu werden, Beute zu machen 
und für Schlagzeilen zu sorgen.

Eine deutsche DschihadBlogge
rin mit dem Namen Muhajira (»die 
Ausgewanderte«) etwa schwärmt 
von ihrer neuen Heimat im Kriegs
gebiet. Hier sei man frei und nicht 
gefangen in einer wertlosen und 
»zugemüllten« Welt. Muhajira wei

ter: »Wo auch immer der Mensch 
lebt, immer ist er Gesetzen und Be
fehlen untergeordnet. Im Land der 
Kuffar (›Ungläubigen‹, Anm. JR) un
terliegst du deren Gesetzesbüchern 
und machst, was dein Chef dir in der 
Arbeit sagt, wenn du nicht grad ir
gendwelche Hartz IV Formulare 
ausfüllst und mit den Ämtern 
kämpfen musst.« (...) Statt in der Fa
brik oder im Büro arbeite man im 
syrischen Kriegsgebiet »24 Stunden 
konzentriert für Allah«.

Politische Fallstricke 
im Kampf gegen IS
Was können Linke gegen diese reak
tionäre soziale Bewegung tun? Die 
Frage dürfte wesentlich schwerer zu 
beantworten zu sein als die danach, 
was man nicht tun sollte. Auf der ei
nen Seite besteht die Gefahr, den 
Salafismus zu verharmlosen, auf der 
anderen Seite schießen auch viele 
Linke über das Ziel hinaus und re
den antimuslimischen RassistIn
nen das Wort. So nachvollziehbar 
der Schrecken über die Glaubensin
halte und Praktiken des Salafismus 
ist, so wichtig ist es, das Phänomen 
richtig einzuordnen.

Auch wenn es verharmlosend 
klingt: Selbst die Brutalität des IS 
sticht im Vergleich mit vielen ande
ren Bürgerkriegsfraktionen im Irak 
und Syrien nicht sonderlich heraus. 
Dennoch ist die Aufregung mittler
weile so groß, dass in linken Zusam
menhängen darüber debattiert 
wird, ob der religiöse Fundamenta
lismus nicht eine größere Gefahr für 
die Gesellschaft ist als rechte und 
rechtsextreme Tendenzen. So stellt 
eine AntifaGruppe aus dem Ruhr
gebiet angesichts salafistischer Um
triebe in Deutschland die Frage, in
wiefern eine »Fokussierung auf 
deutsche Nazis überhaupt noch 
Sinn macht«. Dabei zeigen die Mo
bilisierungen der rechtsextremen 
»Hooligans gegen Salafisten«, dass 
der antimuslimische Rassismus das 
Potenzial hat, in kurzer Zeit Massen 
auf die Straße zu bringen. Sympa
thien für rassistische und antimus
limische Argumente reichen bis tief 
ins bürgerliche Lager und in die eta
blierten Parteien hinein.

Dagegen stehen deutsche Salafis
tInnen keineswegs vor einer »Macht
übernahme«. Sie sind nicht in Partei

en organisiert, entscheiden nicht 
über Zuwanderungsbegrenzungen 
oder Kürzungen des Sozialstaats und 
haben hierzulande (...) kaum Mittel, 
ihre gesellschafts politischen Vorstel
lungen durchzusetzen. Der Grund ist 
einfach: Der Salafismus ist eine Sa
che von »underdogs«.

Am heftigsten wird der Salafis
mus ohnehin von staatlicher Seite 
bekämpft. Am 12. November gab es 
eine Razzia gegen Dutzende Isla
mistInnen in NordrheinWestfalen, 
die die Ausreise von ISAnhängerIn
nen ins syrische Kriegsgebiet orga
nisiert haben sollen. Auch mit Ab
schiebungen, Versammlungs und 
Vereinsverboten und Deradikalisie
rungsprogrammen geht der Staat 
gegen die Salafistenszene vor. Linke 
werfen den Strafverfolgungsbehör
den immer wieder vor, auf dem 
rechten Auge blind zu sein. Für den 
Kampf gegen den Salafismus gilt 
das sicher nicht. Hier nutzen die Be
hörden die Angst vor dem religiö
sen Fundamentalismus eher dazu, 
den Überwachungsapparat und re
pressive Kontrollmaßnahmen aus
zubauen.

In der berechtigten Gegner
schaft zum Salafismus finden sich 
Linke also auf einer Seite mit dem 
Staat und sämtlichen gesellschaftli
chen Strömungen wieder. Dem Op
fermythos (»Wir gegen den Rest der 
Welt!«) der SalafistInnen kommt 
dies gerade recht. 

Jean Rokbelle schrieb in ak 597 über 
den schwierigen Vergleich zwischen 
Salafismus und Faschismus .

Leicht gekürzt, zuerst erschienen 
in ak 599 / 18 .11 .2014

Anmerkung:
1) Die höhere Zahl von 1 .800 Ausgereisten 
tauchte Ende Oktober in einem Artikel in 
der Frankfurter Allgemeinen Sonntagszei-
tung (FAS) auf . »Wir müssen die offiziellen 
Angaben mit dem Faktor vier multiplizie-
ren, um eine realistische Zahl zu erhalten«, 
erklärte dort ein nicht namentlich genann-
ter Verfassungsschützer, der im selben 
Atemzug über Personalmangel klagte, weil 
»wegen des NSU-Skandals viele Kollegen 
in den Verfassungsschutzämtern in den 
Bereich Rechtsextremismus umgesetzt« 
worden seien (FAS) . Die hohe Zahl dürfte 
also mindestens personalpolitisch motiviert 
sein . Dennoch dürfte es neben den 450 
Ausgereisten, von denen beim Verfassungs-
schutz bislang die Rede war, eine hohe Dun-
kelziffer nicht entdeckter Ausreisen geben .
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ter des Nachbarkantons Cizîrê ge
hört zu den reichsten Unterneh
mern und Landbesitzern Syriens. 
Die PYD ist in der aktuellen Situati
on darauf angewiesen, mit der kur
dischen Oligarchie ein Zweckbünd
nis zu schließen.

Ohnehin blieb das Projekt der 
Selbstverwaltung innerkurdisch 
umstritten. Die meisten anderen 
kurdischen Parteien beteiligten sich 
nicht an der Ausrufung der Autono
men Kantone im Januar 2014 und 
weigerten sich, in die Regierungen 
einzutreten. Scharfe Kritik an der 
PYD und ihrem autoritären Füh
rungsstil kam nicht nur von einer 
neu fusionierten Schwesterpartei 
der irakischen PDK Masud Barzanis, 
sondern auch von anderen kurdi
schen Parteien, die der PYD eine Ko
operation mit dem Regime in Da
maskus vorwarfen.

Der Beginn der kurdischen 
Selbstverwaltung

Erst der gemeinsame Feind des 
IS führt nun zu einem Zusammen
rücken der verfeindeten kurdischen 
Parteien. Wie schon im August im 
Irak droht unter den Augen der 
Weltöffentlichkeit erneut ein lange 
angekündigter Genozid. Dabei ist 
klar, dass die Terrorbanden des IS 
nicht mit einigen kosmetischen 
Luftangriffen aufzuhalten sind.

Im Juli war es den von der 
PKK  und ihrer syrischkurdischen 

Von Thomas Schmidinger, 
10. Oktober 2014

K
obanê, der kleinste 
der drei kurdischen 
Kantone, ist zugleich 
auch der ärmste und 
isolierteste Teil Sy

rischKurdistans (Rojava). Bis nach 
dem Ersten Weltkrieg existierte hier 
keine einzige permanente Siedlung. 
Kobanê war nur der südliche Aus
läufer einer Region, in der kurdische 
NomadInnen überwiegend im Win
ter von den höher gelegenen Regio
nen Kurdistans mit ihren Tieren he
rabstiegen. Die Region wurde von 
der Stammeskonföderation der Ba
razi dominiert, der sowohl kurdi
sche als auch arabische Stämme an
gehörten.

Verwaltungstechnisch gehörte 
die spärlich besiedelte Gegend zum 
Sandjak Urfa innerhalb des Vilâyet 
Aleppo. Die nächstgelegene klein
städtische Siedlung war das heute in 
der Türkei liegende Suruç (Serugh), 
eine ehemals christlicharamäisch 
geprägte Stadt in der am Übergang 
vom 5. zum 6. Jahrhundert der sy
rischorthodoxe heilige Jakob von 
Serugh (Mor Yakub) wirkte. Das heu
te zu Syrien gehörende Hinterland 
war hingegen Nomadenland.

Politisch und wirtschaftlich ver
nachlässigt, konnten hier auch die 
traditionellen kurdischen Parteien 

Syriens, die alle aus der 1957 gegrün
deten Kurdischen Demokratischen 
Partei Syriens hervorgingen, nie 
Fuß fassen. Das politische Vakuum 
in Kobanê füllte dann in den 1980er 
Jahren die PKK, deren Schwesterpar
tei PYD bis heute in der Heimatstadt 
des PYDParteivorsitzendem Salih 
Muslim ihre Hochburg hat. Auch 
dies erhöht die symbolische Bedeu
tung der Stadt für die von der PYD 
kontrollierte autonome Verwaltung 
von Rojava.

Im Sommer 2012 ermöglichte 
der weitgehende Rückzug der syri
schen Armee aus den Kurdengebie
ten die Machtübernahme der PYD, 
die hier Selbstverwaltungsstruktu
ren aufbaute. Auch wenn die PYD/
PKK die Verwaltungspraxis in Ro
java gelegentlich als Beispiel für 
den  von ihr propagierten »Demo
kratischen Föderalismus« anpreist, 
so stellt die Praxis vor Ort eher 
eine  militärische Notverwaltung 
dar. De facto hat die PYD die Vertei
lung wichtiger Grundversorgungs
güter organisiert und monopoli
siert. Ökonomisch bildet das System 
in Rojava derzeit keine Alternative 
zum Kapitalismus. PYDVorsitzende 
Asya Abdullah schilderte in einem 
Interview, dass zwar zur Bildung 
von Kooperativen ermuntert werde, 
die PYD allerdings auch das Recht 
auf Privateigentum verteidigen und 
dieses nicht antasten werde. Der 
parteiunabhängige Premierminis

Umzingeltes  Kobanê
Im Kampf um die westkurdische Stadt entscheidet 
sich nicht nur die Zukunft Rojavas, sondern 
auch der Friedensprozess in der Türkei

18 Umzingeltes Kobanê ak
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Hisbollah war in den 1990er Jahren 
am Terror gegen die kurdische Be
wegung beteiligt, Mitglieder der 
Hüda Par gehen auch jetzt gewalt
sam gegen kurdische Demonstran
tInnen vor.

Zwar hatte sich die Hüda Par 
vom IS distanziert, viele Jugendliche 
aus der PKKBasis machen sie aber 
mit für die militärischen Attacken 
auf die Kurdengebiete verantwort
lich. Bei Angriffen auf Parteibüros 
der Hüda Par kamen auch Mitglie
der dieser kurdischsunnitischen 
Islamistenpartei ums Leben. Umge
kehrt schossen auch HüdaParMit
glieder auf AktivistInnen der YDG
H. Derzeit droht die Situation in 
einigen Regionen TürkischKurdis
tans weiter zu eskalieren. In den 
Provinzen Diayrbakır, Mardin, Siirt 
und Van wurde eine Ausgangssper
re verhängt, die türkische Polizei hat 
zahlreiche Menschen verhaftet.

Es ist derzeit sehr wahrschein
lich, dass die PKK auch offiziell ihren 
bewaffneten Kampf gegen die Tür
kei wieder aufnehmen wird. Noch 
warten alle auf eine klare Aussage 
des weiterhin in türkischer Haft be
findlichen PKKFührers Abdullah 
Öcalan. Viele Kader der PKK haben 
allerdings schon erklärt, dass für sie 
der Friedensprozess beendet ist. Da
mit hat sich der Konflikt in Syrien 
weiter regionalisiert, auch eine Auf
lösung der Grenze, wie zwischen 
Irak und Syrien geschehen, könnte 
der Türkei also bevorstehen. 

Thomas Schmidinger ist Lektor für 
Politikwissenschaft an der Univer-
sität Wien, sein Buch »Krieg und 
Revolution in Syrisch-Kurdistan« 
erschien soeben im Mandelbaum 
Verlag, Wien .

Zuerst erschienen in ak 598 / 
14 .10 .2014

Schwesterpartei PYD gegründeten 
kurdischen Volksverteidigungsein
heiten YPG und den Frauenverteidi
gungseinheiten YPJ noch gelungen, 
die Angriffe auf den kurdischen 
Kanton abzuwehren. Nun kämpfen 
die kurdischen Einheiten bis zur 
letzten Frau und bis zum letzten 
Mann. Vor einigen Tagen wurde an
geordnet, dass sie ihre letzte Kugel 
für sich selbst verwenden können. 
Nach den Vergewaltigungen von 
Frauen und den Köpfungen gefan
gener KämpferInnen will niemand 
lebend dem IS in die Hände fallen. 
Neben der YPG und YPJ befinden 
sich allerdings immer noch Tausen
de ZivilistInnen in der Stadt, unter 
ihnen laut den kurdischen Verteidi
gerInnen viele alte Menschen, die 
ihre Häuser nicht verlassen wollen. 
Auch wenn YPG und YPJEinheiten 
immer wieder ZivilistInnen aus um
kämpften Gebieten evakuieren, sit
zen diese Menschen in der Falle.

Doppeltes Spiel der Türkei
Die Türkei spielt in dem Konflikt ein 
doppeltes Spiel. Einerseits nahm sie 
in den letzten Wochen Zehntausen
de Flüchtlinge auf. Andererseits hat 
die Türkei seit Monaten weggese
hen, wenn Kämpfer und Waffen 
über ihr Gebiet zum IS transportiert 
wurden oder verwundete Kämpfer 
des IS in türkischen Krankenhäu
sern wieder zusammengeflickt wur
den. Während die Grenzen zu den 
kurdischen Gebieten sofort nach 
der Übernahme der Gebiete durch 
die KurdInnen 2012 geschlossen 
wurden, blieben jene zum IS offen. 
Und während Mitglieder des IS un
gehindert unter den Augen türki
scher Soldaten die türkischsyrische 
Grenze passieren konnten, werden 
KurdInnen, die die Reihen der Ver
teidigerInnen verstärken wollen, 
aufgehalten. So sollen in der Nacht 
vom 7. auf den 8. Oktober laut Anga
ben des türkischen Generalstabs 
»fünf Mitglieder der seperatisti
schen Terrororganisation PYD mit 
drei Kalashnikows gefasst« worden 
sein. Der Schweizer Journalist Kurt 
Pelda, der bis kurz vor den Straßen
kämpfen Anfang Oktober als einzi
ger westlicher Journalist in Kobanê 
war, postete am 8. Oktober zudem 
auf Facebook, dass 200 KurdInnen 
aus dem Kanton von türkischen Si

cherheitskräften verhaftet worden 
seien, darunter sein Übersetzer. Ih
nen werde die Unterstützung der 
YPG vorgeworfen.

Aber nicht nur die Türkei misst 
mit zweierlei Maß: Während sich 
die PKK auch noch in der jüngsten 
Fassung der »Liste von Personen, 
Vereinigungen und Körperschaften 
zur Bekämpfung des Terrorismus« 
des EUMinisterrates vom 22. Juli 
2014 befindet, fehlt vom IS dort jede 
Spur.

Nicht nur die USPolitik gegen
über den KurdInnen, sondern auch 
jene der EU scheint maßgeblich in 
Ankara betrieben zu werden. Dabei 
hatte erst jüngst USVizepräsident 
Joe Biden öffentlich erklärt, dass das 
größte Problem der USA in der Regi
on ihre eigenen Verbündeten seien. 
Gemeint hatte er damit neben Sau
diArabien und den Vereinigten Ara
bischen Emiraten die Türkei. Konse
quenzen werden daraus allerdings 
keine gezogen.

Die PKK wirft der Türkei sogar 
eine direkte Zusammenarbeit mit 
dem IS vor. Dies scheint auch den 
Friedensprozess in der Türkei zu be
enden. Allein am 7. und in der Nacht 
auf den 8. Oktober gab es mindes
tens zwölf Tote bei Protesten und 
Straßenkämpfen in der Türkei. Seit
dem klettert die Zahl der Toten wei
ter in die Höhe. Unter ihnen sind 
neben kurdischen DemonstrantIn
nen aber auch Polizisten und An
hänger islamistischer Gruppen. So 
kam es in Amed (Diayrbakır) und 
Batman zu Schießereien zwischen 
Anhängern der aus der kurdischen 
Hisbollah (nicht zu verwechseln mit 
der schiitischen Hisbollah im Liba
non) hervorgegangenen Hüda Par 
und Mitgliedern der PKKJugendor
ganisation YDGH (Patriotische Re
volutionäre Jugendbewegung). Die 
islamistische türkischkurdische 

Krieg und Revolution in Syrisch-Kurdistan

Auf 264 Seiten zeichnet Thomas Schmidinger die Geschichte Rojavas (West-
kurdistans) nach und untersucht die Selbstverwaltung, die sich dort seit 2012 
entwickelt hat . In zahlreichen Interviews mit PolitikerInnen und Aktivis-
tInnen sozialer Bewegungen lässt er die Menschen in Rojava selbst zu Wort 
kommen . Sein Buch gibt einen Einblick in eine Region zwischen Revolution 
und Bürgerkrieg . ak bietet es (bei Abschluss eines Jahresabos) zurzeit als 
Aboprämie an .

Viele 
Kader 
der PKK 
haben 
schon 
erklärt, 
dass für 
sie der 
Friedens-
prozess 
beendet 
ist.
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Geringschätzung 
und  falsche  Analysen
Eine Replik auf den Artikel »Umzingeltes 
Kobanê« von Thomas Schmidinger

Von Ercan Ayboga

T
homas Schmidinger 
analysiert in seinem 
Artikel in ak 598 die 
laufenden Kämpfe in 
und um Kobanê zwi

schen dem terroristischen Islami
schen Staat (IS) und den YPG und 
YPJ, welche die Verteidigung der Re
gion Kobanê und ganz Rojavas 
(Westkurdistans) durchführen, und 
die Selbstverwaltung in Rojava. An 
mehreren Stellen in dem Artikel 
sind unvollständige Informationen, 
Bewertungen, welche die Errungen
schaften in Rojava gering schätzen, 
und einfach falsche Analysen. Zu 
diesen nehme ich Stellung als eine 
Person, die sich im Mai 2014 mit 
zwei weiteren AktivistInnen der Tat
ort Kurdistan Kampagne in der Re
gion Cizîre aufhielt und die sich in
tensiv mit Rojava auseinandersetzt.

1) Im Juli 2012 haben die KurdInnen 
Rojava sukzessiv befreit, nachdem 
sich das BaathRegime zurückzog. 
Diese Befreiung – der Beginn der Re
volution – erfolgte durch Volksauf
stände gegen die Staatskräfte, die 
zuvor in ganz Syrien geschwächt 
waren. Die KurdInnen haben den 

richtigen Zeitpunkt für die Befrei
ung genutzt und paktieren nicht 
mit dem syrischen Staat. Sie gehen 
den sogenannten dritten Weg und 
nutzen den erkämpften Freiraum 
für eine neue Gesellschaftsform.

2) Die Macht in Rojava wurde nicht 
von der PYD übernommen, son
dern  vom Volksrat Westkurdistans 
(MGRK), welcher von der PYD sowie 
von drei weiteren kurdischen Partei
en ab Frühjahr 2011 aufgebaut wur
de. Der MGRK ist ein Rätesystem, 
das neben den gewählten Delegier
ten allen beteiligten politischen Par
teien die gleiche Zahl von Sitzen in 
den entsprechenden Räteebenen 
gibt. Die YPG sind deren militäri
scher Arm. In der Konsequenz wird 
Rojava durch den MGRK und dessen 
Einrichtungen und Kommissionen 
regiert. Hier engagieren sich tausen
de Menschen, die kaum Mitglieder 
der PYD sind. Es ist keine militäri
sche Notverwaltung, auch wenn es 
viele Engpässe gibt.

Auch wenn die PYD in der Bevöl
kerung von Rojava mit Abstand die 
größte Partei ist, kann nicht von 
»der Herrschaft der PYD« gespro
chen werden. Ihr ist hoch anzurech
nen, dass sie 2011 entschieden hat, 
ein Rätesystem aufzubauen, wel

ches eine hohe politische Partizipa
tion von Menschen ermöglicht. Sie 
bringt entscheidend die größte De
mokratie und Partizipation unter 
allen politischen Parteien in Rojava 
und auch in Syrien voran. Insofern 
ist es abwertend zu sagen, die PYD 
hätte einen »autoritären Führungs
stil«. Vielmehr muss von einer Re
volution gesprochen werden, wofür 
es mehrere Gründe gibt:
a) Im Rätesystem kann die gesamte 
Bevölkerung sich in die Entschei
dungsprozesse ohne Hemmnisse 
und ständig einbringen (die Mehr
heit tut es). Es gibt sogar auf der 
 untersten Ebene sogenannte Kom
munen, die aus 30 bis 150 Haushal
ten bestehen und das gesamte Le
ben in ihren Straßen organisieren. 
Zehn bis hunderttausende Men
schen sind direkt politisch enga
giert, was eine unglaublich große 
Entfaltung und Emanzipation mit 
sich bringt.
b) Die Geschlechterbefreiung schrei
tet schnell voran. Die Geschlechter
frage dominiert alle politischen 
Strukturen und immer mehr die Ge
sellschaft, inkl. der Wirtschaft mit
tels Frauenkooperativen. Die patriar
chalen Strukturen werden ernsthaft 
und ohne Kompromisse bekämpft.
c) Die Wirtschaft wird immer solida
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rischer. Die Ausbeutung der Men
schen ist sehr eingeschränkt, große 
Klassenunterschiede gibt es kaum 
bzw. sie werden langsam reduziert.
d) Alle Ethnien und Religionen kön
nen sich in der demokratischen 
Selbstverwaltung wiederfinden. 
Kein Mensch wird wegen seiner 
Identität, Herkunft und sonstigen 
Eigenschaften unterdrückt. Der Na
tionalstaat wird abgelehnt. Das ist 
einmalig im Mittleren Osten. Es 
wird nichts idealisiert, aber die riesi
gen demokratischen Fortschritte 
müssen gesehen und anerkannt 
werden. 

3) Das wirtschaftliche System entwi
ckelt sich langsam zu einer Alterna
tive zum Kapitalismus. Es als »keine 
Alternative zum Kapitalismus« zu 
bezeichnen, ist zu kurz gedacht und 
verkennt vieles. Die Kooperativen 
funktionieren gut, haben im Jahr 
2014 sehr an Fahrt gewonnen und 
werden in mehreren Wirtschaftsbe
reichen (Mehlprodukte, Käsepro
dukte, Textilprodukte, landwirt
schaftliche Erzeugnisse etc.) 
langsam nennenswert. In Rojava 
gibt es keine privaten Großbetriebe; 
so gibt es fast keine privaten Unter
nehmen mit mehr als 15 bis 20 
Lohnabhängigen. Die wenigen 
GroßunternehmerInnen wandern 
traditionell nach Aleppo etc. ab oder 
sind mit dem syrischen Bürgerkrieg 
geflohen.

4) Die Großgrundbesitzer in Rojava 
haben nicht mehr als 20 Prozent des 
Landes in ihrer Hand. Das ist nicht 
wenig, aber aus Sicht der Landwirt
schaft auch nicht sehr monopolhaft. 
Es gibt viele Kleinbauern und bäue
rinnen, die Dörfer sind gut bevöl
kert. Die kurdische Oligarchie ist 
also nicht sehr ausschlaggebend in 
der politischen Landschaft. Auch 
steht nicht in dem Artikel, dass 
mehrere tausend Hektar zuvor 
staatliches Land kostenlos an die 
Ärmsten vergeben wurden.

Selbst die notwendigen Geräte 
und Maschinen wurden vom MGRK 
kostenlos bereitgestellt. Die Nutze
rInnen müssen lediglich nach ei
nem Jahr eine Steuer von 15 Prozent 
auf ihren Umsatz zahlen. Viele die
ser neuen LandbesitzerInnen bear
beiten ihr Land in Kooperativen. Die 

ungerechte Landverteilung ist dem 
MGRK bewusst. Aus diversen und 
verständlichen Gründen (Krieg, Em
bargo, Bewusstsein in der Gesell
schaft etc.) wird diese Frage zu
nächst hintenan gestellt. Gewisse 
gesellschaftliche Prozesse müssen 
vorbereitet werden. 

5) Als im Januar 2014 nach drei Mo
naten Diskussion durch 50 politi
sche Parteien und Organisationen 
(einschlißelich dem MGRK) in der 
Region Cizîre der Gesellschaftsver
trag angenommen und die demo
kratische Autonomie ausgerufen 
wurde, haben sich drei Parteien 
vom rechtsliberalen kurdischen 
Parteienbündnis ENKS (Kurdischer 
Nationalrat in Syrien) losgesagt. Sie 
beteiligten sich sogleich an der neu
en ausgerufenen Übergangsregie
rung – somit an der demokratischen 
Selbstverwaltung.

Zum Beispiel kommt Salih Gedo 
von der Demokratischen Linken 
Kurdischen Partei und ist Außenmi
nister des Kantons Cizîre geworden. 
Die Hälfte der kurdischen Parteien 

von Rojava nehmen heute an der 
Übergangsregierung teil. Insofern 
stimmt die Aussage nicht, die meis
ten kurdischen Parteien würden 
sich ablehnend verhalten. Wir selbst 
haben mit mehreren Ministern, die 
nicht der PYD angehören, längere 
Gespräche geführt. Wir konnten of
fen und kritisch mit ihnen reden. Es 
kam in keinster Weise hervor, dass 
sie sich durch die PYD unter Druck 
gesetzt fühlen.

Im Artikel wird außerdem unter
schlagen, dass auch die größte Par
tei der Assyrer (Aramäer) – die Sury
aniEinheitspartei in Syrien 
(mindestens genauso groß wie die 
vier anderen assyrischen Parteien 
zusammen) – sowie viele AraberIn
nen, ArmenierInnen, TurkmenIn
nen und andere ethnischreligiöse 
Gruppen die demokratische Selbst
verwaltung unterstützen. 

Ercan Ayboga ist aktiv bei der Kam-
pagne Tatort Kurdistan .

Der komplette Text findet sich unter 
ercanayboga .blogspot .co .at .

Auszug aus der Replik von Thomas Schmidinger

Der Volksrat steht in einem Verhältnis zur PYD wie die Sowjets zur KPdSU . 
Das sind Vorfeldorganisationen der PYD, die natürlich auch Unabhängige 
und einige Kleinstparteien ... einbinden, aber keine der nennenswerten 
Oppositionsparteien ... Im Konfliktfall hat auch hier (wie in der Sowjetunion) 
die Partei und nicht der Rat das Sagen . Wenn die Volksräte eine Bodenre-
form durchsetzen wollen, warum machen sie dann einen der reichsten syri-
schen Unternehmer und Großgrundbesitzer – der weder blöd noch unsym-
pathisch ist – zum Premierminister des Kantons Cizîre? Diese Kooperativen 
spielen bisher wirtschaftlich kaum eine Rolle . Das ist auch kein Wunder, weil 
in so einer Situation eben nur eine ökonomische Notverwaltung des Gebiets 
möglich ist . Das alles ändert nichts daran, dass ich diese Notverwaltung als 
wesentlich bessere Alternative als alles andere rundherum unterstütze, wie 
du ja ohnehin weißt . Allerdings halte ich es für absurd, solche rosigen Propa-
gandabilder zu zeichnen, die die innerkurdischen Konflikte und Schwierig-
keiten einfach wegzureden versuchen . ... Und was mich an solchen Hymnen 
auch stört, ist, dass sie verkennen, dass auch unter der PYD die Menschen-
rechtslage alles andere als okay ist . Sie ist selbstverständlich besser als in 
vielen anderen Para-Staaten Syriens . Aber lies dir mal den HWR-Bericht zu 
Rojava durch . (...) In Amûdê haben mir Opfer der Ereignisse vom Juni 2013 die 
Spuren der Folter (Zigaretten, die am Körper ausgedrückt wurden, ausge-
schlagene Zähne) gezeigt, die ihnen von PYDlerInnen zugefügt wurden . 
Ich fokussiere derzeit nicht auf solche Themen, auch nicht im genannten 
ak-Artikel, allerdings sind solche Menschenrechtsverletzungen einer der 
Gründe, warum ich gegen solche jegliche Kritik verbietenden Lobgesänge 
etwas allergisch bin .
→ Quelle: Facebook

Die Kur-
dInnen 
gehen den 
dritten 
Weg für 
eine neue 
Gesell-
schafts-
form.
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Wir  juchzen 
nicht,  wenn   
IS-Kämpfer  sterben
Sara Mîrkan (Perspektive Kurdistan) über die Solidarität 
mit der kurdischen Bewegung in Zeiten des Krieges

Das Experiment des Demokrati
schen Konföderalismus ist ein in 
der Region beispielhaftes, revo
lutionäres Projekt. Dieser Gesell
schaftsentwurf strahlt weit über die 
selbstverwalteten Kantone hinaus. 
Wie immer, wenn ein Modell in 
der Realität erprobt wird, gibt es 
auch Punkte zu kritisieren. Unser 
Anspruch ist es, weder eine reine 
Soligruppe zu sein, die nur Unter
stützung leistet, noch voll einzutau
chen in einen kurdischen Diskurs, 
sondern eine Brücke in die hiesige 
Linke herzustellen. Aber angesichts 
der Angriffe, denen Rojava zur Zeit 
ausgesetzt ist, liegt der Schwer
punkt momentan eindeutig darauf, 
die Verteidigung und das Über

Interview: Jan Ole Arps

S
eit Beginn der Angriffe 
des »Islamischen Staa
tes« (IS/ISIS) auf die 
nordsyrische Stadt Ko
banê ist zumindest im 

deutschsprachigen Facebook die 
Seite von Perspektive Kurdistan 
(www.facebook.com/perspektive
kurdistan) zu einer der wichtigsten 
Informationsquellen geworden. 
Mehrmals täglich erscheinen hier 
Meldungen zur Lage in der Stadt 
und auf der türkischen Seite der 
Grenze sowie Hinweise auf Protest
termine in Deutschland. Perspekti
ve Kurdistan hat sich eine »neue So

lidarität« mit der kurdischen 
Bewegung auf die Fahne geschrie
ben und sammelt zudem »Waffen 
für Rojava«. Über den Kampf gegen 
den Islamischen Staat, das Projekt 
der kurdischen Selbstverwaltung 
und die Möglichkeiten von Solidari
tät in Zeiten des Krieges sprach Jan 
Ole Arps mit Sara Mîrkan von Pers
pektive Kurdistan.

Ihr schreibt, ihr wollt die Solidari-
tät mit der kurdischen Bewegung 
wiederbeleben, ohne alte Fehler zu 
begehen. Wie ist das gemeint?

Sara Mîrkan: Unser Ausgangs
punkt war der Beginn der Selbst
verwaltung in Rojava, im syrischen 
Westkurdistan, vor zwei Jahren. 
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entgegenzusetzen. Und zwar jetzt, 
es geht um die Existenz von Rojava.

Und wie soll eure Spenden-
sammlung dabei helfen?

Es geht darum, Geld zu sam
meln für Waffen, die dort ange
schafft werden können. Nach 
Kobanê wird ISIS den nächsten 
Kanton angreifen. Bislang sind 
15.000 Euro zusammengekommen, 
wir hoffen, dass es noch mehr wird.

Für das Geld wird es keine 
Panzer oder Waffen geben, die 
nötig wären, um dem militärischen 
Arsenal des ISIS zu begegnen.

Panzerbrechende Waffen durch
aus. Aber natürlich kann unsere 
Spendensammlung nur ein Beitrag 
sein, der Druck auf die westlichen 
Regierungen und die UNO ausübt, 
damit die dafür sorgen, dass die 
Menschen in Rojava sich verteidi
gen können.

In den letzten Wochen waren die 
sozialen Medien voll von Beiträgen 
über die »gefallenen kurdischen 
Heldinnen und Helden«, ihre Selbst-
mordaktionen, aber auch der Tod 
von »ISIS-Barbaren« wurde bejubelt. 
Die zugespitzte militärische Situa-
tion, in der Freund und Feind klar 
zu unterschieden sind, mobilisiert 
natürlich Emotionen. Aber darin lie-
gen auch Gefahren. Hier geht es vor 
allem um Identifikation. Die birgt 
aber das Problem der Enttäuschung, 
wenn die Dinge dann doch nicht so 
sind, wie man es sich ausgemalt hat, 
oder wenn die Lage wieder kom-
plizierter wird. Zudem besteht die 
Gefahr, dass man das Aufmerksam-
keitsspiel der Medien mitspielt. Die 
Leute in Kobanê sind so lange inter-
essant, wie sie in einer verzweifelten 
Lage stecken und für Heldenbilder 
taugen. Ist der Moment vorbei, 
schwenkt die Aufmerksamkeit zur 
nächsten Entscheidungsschlacht. So 
kann man aber keine langfristige 
(kritische) Solidarität aufbauen 
oder Strategien gegen ISIS entwi-
ckeln. Sollte man diese Dynamik 
anheizen, obwohl klar ist, dass der 
eigene finanzielle Beitrag nicht viel 
bewirkt?

Im aktuellen militärischen 
Kampf hilft nichts anderes, als den 
Gegner zu besiegen. Wir juchzen 
nicht, wenn ISISKämpfer sterben. 
Wir wissen ja, dass die Organisation 
eine große Anziehungskraft auf 

leben des kurdischen Projekts zu 
unterstützen.

Was sind eure Bezugspunkte in 
Kurdistan?

Neben dem Experiment der 
Selbstverwaltung halten wir vor 
allem den Umgang mit der Frage 
des Nationalstaats für hochinter
essant. Die kurdische Bewegung ist 
weder im hiesigen Sinne antinatio
nal, wie manche meinen, noch eine 
klassische nationale Befreiungsbe
wegung. Das Ziel, einen kurdischen 
Staat zu erkämpfen, hat sie schon 
lange aufgegeben. Sollte sich aber 
herausstellen, dass nur dieser 
Schutz bietet, dann würde auch das 
pragmatisch gesehen. Vor einigen 
Wochen verkündete die KCK (1) 
angesichts der Notlage in Kobanê, 
dass für sie die Grenzen nicht mehr 
gelten. Sie rief dazu auf, dass sich 
die Menschen in Nordkurdistan 
(Türkei) mit Westkurdistan (Rojava) 
solidarisieren und sich über die 
Grenze hinwegsetzen sollen. In 
dieser Situation hat sie nicht etwa 
einen eigenen Staat gefordert, son
dern aufgerufen, allen Menschen 
in Syrien zu helfen, eine demokra
tische Zukunft aufzubauen, weil 
sonst kein Frieden möglich sein 
wird. Das zeigt, in welche Richtung 
es geht.

Derzeit scheint eine friedliche 
Zukunft in weiter Ferne zu liegen, 
nicht nur in Kobanê, auch in der 
Türkei. Wie sieht unter dem Ein-
druck der aktuellen Ereignisse eure 
Arbeit aus?

Mehrere Dutzend Tote, eine 
Regierung, die die größte Minder
heit im Land nicht nur im Stich 
lässt, sondern die Islamisten weiter 
unterstützt und anstiftet, dazu eine 
Stimmung des Bürgerkriegs in Tei
len der Bevölkerung – vor diesem 
Hintergrund wird der Friedenspro
zess in der Tat kaum zu retten sein. 
Zwei unserer Genossen sind gerade 
in Amed/Diyarbakır in Nordkurdi
stan, sie erleben die Ereignisse dort 
hautnah mit. Wir übrigen konzen
trieren uns derzeit auf Online und 
Kampagnenarbeit und versuchen, 
das linke Spektrum in Deutsch
land auf anstehende Debatten 
vorzubereiten. So haben wir schon 
vor Wochen darauf aufmerksam 
gemacht, dass ein Volksaufstand 
bevorsteht und dass es wegen der 

AKPUnterstützung für die Isla
misten auch innerhalb der Türkei 
wieder zum Krieg kommen kann. 
Außerdem haben wir mit anderen 
linken Gruppen die Kampagne 
»Waffen für Rojava« gestartet.

Davon abgesehen haben wir 
sehr früh für die Forderungen der 
kurdischen Kräfte vor Ort gewor
ben. Wenn die YPG, die PYD und die 
KCK einstimmig sagen, wir brau
chen eine Intervention des Westens, 
wir brauchen Luftschläge und Waf
fen, halten wir es für vollkommen 
unverantwortlich, so wie große 
Teile der deutschen Linken gegen 
westliche Interventionen und Waf
fenlieferungen zu mobilisieren.

Ist es die Aufgabe einer Linken 
hier, Militäreinsätze zu fordern? 
Gäbe es nicht genug andere Dinge 
zu tun? Stichwort PKK-Verbot in 
Deutschland oder politischer Druck 
für ein Ende der ISIS-Unterstützung 
durch die Türkei ...

Es ist völlig in Ordnung, wenn 
andere einen anderen Fokus setzen. 
Aber Umdeutungen der Realität 
und Stellungnahmen gegen die For
derungen der kurdischen Genos
sinnen und Genossen können wir 
nicht akzeptieren. Hier hat sich 
inzwischen auch einiges bewegt, 
wie die Debatte in der Linkspartei 
zeigt.

Ihr ruft zusammen mit anderen 
Gruppen dazu auf, für Waffen für 
Rojava zu spenden.

Uns ist klar, dass die westlichen 
Regierungen kein großes Interesse 
daran haben, die kurdische Bewe
gung zu unterstützen. Deshalb darf 
man es ihnen nicht allein über
lassen, sondern muss es selbst in 
die Hand nehmen. Wir wollen den 
Westen aber auch darauf festnageln, 
dass er für die Ziele von Humanität 
und Demokratie, die er vor sich 
herträgt, auch etwas tun muss. YPG 
und YPJ, die sich ISIS tatsächlich in 
den Weg stellen, brauchen alle Mit
tel, um dem riesigen Militärarsenal 
des ISIS auch nur ansatzweise etwas 

Im aktuellen militärischen 
Kampf hilft nichts anderes, 
als den Gegner zu besiegen. 
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Teile der arabischen Bevölkerung 
hat, aber auch auf junge Leute aus 
Europa. Natürlich stellt sich die 
Frage, was macht ISIS attraktiv, und 
welche Defizite unserer Gesell
schaften und der Gesellschaften 
des Mittleren Ostens machen so 
viele Leute dafür empfänglich? In 
der Tat wird es nicht möglich sein, 
ISIS allein militärisch zu besiegen. 
Gleichzeitig brauchen wir eine 
gesellschaftliche Perspektive gegen 
den Islamismus.

Gibt es da schon Überlegungen?
Vor allem scheint ISIS für junge 

Muslime und Konvertiten attraktiv 
zu sein, die vom Schrecken des 
syrischen Bürgerkrieges und der 
Untätigkeit der ganzen Welt verbit
tert sind. Dieses Desinteresse darf 
sich nicht wiederholen.

Es wiederholt sich ja in anderen 
Teilen Syriens auch jetzt.

Klar, während in Rojava Kämpfe 
stattfinden, wird die Bevölkerung in 
der ganzen Region vom IS angegrif
fen ...

Und von Assad.
Wir unterstützen Rojava des

halb so intensiv, weil es über die 
Verteidigung des schieren Lebens 
hinausgeht und sich dort eine 
Perspektive entwickelt hat, die 
eine Ausstrahlung in die ganze 
Region haben kann. Auch unser 
Engagement für Rojava ist aus der 
Ohnmacht heraus entstanden. Als 
der Bürgerkrieg in Syrien begann, 
immer mehr Massaker geschahen 
und die Öffentlichkeit, auch die 
Linke vollkommen paralysiert war, 
haben wir uns gefragt, wo es Hoff
nung gibt, woran man anknüpfen 
kann. Das war in Rojava.

Siehst du angesichts der Lage 
in Kobanê, aber auch in der Türkei 
noch eine politische Perspektive?

Momentan bleibt uns nur 
übrig, klar Position auf Seiten des 
emanzipatorischen Projekts der 
Kurdinnen und Kurden zu beziehen 
und die Brücke zu progressiven tür
kischen Linken zu schlagen. Nach 
wie vor halten wir die Idee Abdullah 
Öcalans, sich vom Nationalstaat zu 
verabschieden und die staatliche 
Macht aufzulösen in lokale und 
regionale Räte, für den einzigen 
gangbaren Weg. Natürlich fürch
ten wir, dass das Interesse wieder 
abflaut. Uns ist es daher wichtig, 

ein Signal in die unterschiedlichen 
linken Kreise zu setzen, die kurdi
schen Erfahrungen auch als Chance 
zu sehen, die eigene politische The
orie und Praxis neu zu definieren 
und die Grabenkämpfe der Vergan
genheit zu überwinden.

Wie das?
Ich denke, dass es in puncto Isla

mismus einiges zu reden gibt. Ein 
Teil der Linken hat in den Islamis
mus ja ein widerständiges Moment 
gegen die kapitalistische Moderne 
hineinfantasiert. Diesen Kreisen 
dürfte klar geworden sein, dass der 
politische Islam keine emanzipato
rische Bewegung ist. Auch in linken 
Kreisen, die den Westen unkritisch 
abfeiern, ist durch die Untätig
keit des Westens angesichts des 
drohenden Massakers Bewegung 
gekommen. Auch für ein einbinden
des progressives Projekt bietet die 
Erfahrung aus Rojava eine Menge 
Inspiration. Und wenn die deutsche 
Linke sich etwas mehr an die Seite 
der kurdischen Genossinnen und 
Genossen stellen würde, könnte 
auch eine internationale Solidarität 
wieder handlungsfähig werden in 
Deutschland. 

Zuerst erschienen in ak 598 / 
14 .10 .2014

Das Interview wurde am 9 . Oktober 2014 
geführt .

Anmerkung:
1) Die KCK (Union der Gemeinschaften Kur-
distans) ist eine gemeinsame Organisation 
kurdischer Kräfte in der Türkei, Irak, Iran 
und Syrien . Die Untergrundorganisation, 
deren Vositzender Abdullah Öcalan ist, hat 
sich Ökologie, Geschlechtergerechtigkeit 
und den Aufbau selbstverwalteter demokra-
tischer Strukturen in den jeweiligen kurdi-
schen Gebieten auf die Fahne geschrieben, 
will aber die Staatsgrenzen nicht antasten .

Perspektive Kurdistan

ist eine Gruppe von sechs bis acht sowohl kurdischen als auch deutschstäm-
migen Leuten aus Mainz . Entstanden ist die Initiative aus der Vorbereitungs-
gruppe zum gleichnamigen Kongress im Frühjahr 2014 . Ihr Anspruch: das 
Thema Kurdistan, das in der deutschsprachigen Linken in Vergessenheit 
geraten ist, wieder auf die Agenda zu setzen . Sie organisiert Demonstratio-
nen und Veranstaltungen und betreibt eine Facebookseite, auf der sie über 
die Entwicklungen in Kobanê, aber auch über die Proteste im Staatsgebiet 
der Türkei informiert . Außerdem beteiligt sich Perspektive Kurdistan an der 
Spendenkampagne »Waffen für Rojava« .  
Informationen unter www .perspektive-kurdistan .org .
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Schluss  mit  der 
selektiven  Solidarität
Die einseitige Unterstützung der kurdischen 
Selbstverwaltung spielt dem Assad-Regime in die Hände

Von Harald Etzbach

S
eit Mitte September 2014 
ist Syrien wieder in 
den Schlagzeilen. Anlass 
ist der Vormarsch der 
dschihadistischen Mili

zen des sogenannten Islamischen 
Staates (IS) auf die kurdische Enkla
ve Kobanê (arabisch: Ain alArab) im 
Norden des Landes und die Einkes
selung der Stadt Kobanê. Seither 
und insbesondere nach Beginn der 
Großoffensive des IS gegen die Stadt 
Ende September wird über die 
»Schlacht um Kobanê« täglich be
richtet. Wenig später begannen 
auch die Luftangriffe einer von den 
USA geführten Koalition gegen Stel
lungen der Terrormiliz.

Verteidigt wird die Stadt im We
sentlichen von den Volksverteidi
gungseinheiten YPG/YPJ (den be
waffneten Einheiten der kurdischen 
Unionspartei PYD), mehreren unab
hängigen islamischen Brigaden und 
Einheiten der Freien Syrischen Ar
mee (FSA). Diese haben mit der YPG/
YPJ Mitte September ein gemeinsa
mes »Angriffszentrum« unter dem 
Namen Burkan alFirat (Vulkan des 
Euphrat) zum Kampf gegen den IS 
gegründet. Seit einiger Zeit kämp
fen auf kurdischer Seite auch einige 
irakische PeshmergaEinheiten.

Kobanê ist der kleinste der drei 
mehrheitlich kurdischen Kantone 
(die anderen beiden sind Efrîn und 
Cizîrê), die seit Juli 2012 nach dem 
Abzug der syrischen Regierungs
truppen die faktisch autonome Re
gion Rojava bildeten. (1) Die bewaff
neten Einheiten der PYD beteiligten 
sich nicht am syrischen Bürgerkrieg, 
dafür hielt sich das Regime aus den 
Entwicklungen in Rojava heraus. 
Auf diese Weise konnten sich hier 

unter Führung der PYD relativ unbe
helligt Strukturen der Selbstverwal
tung entwickeln.

Weniger bekannt ist, dass es sol
che Formen der Selbstorganisation 
nicht nur in Rojava gibt. Auch in an
deren Teilen des Landes, die von der 
Herrschaft des AssadRegimes be
freit wurden, haben sich im Laufe der 
syrischen Revolution Hunderte Lo
kale Komitees und andere Formen 
der Selbstverwaltung gebildet. Aller
dings hatten diese Strukturen nie die 
Möglichkeit, sich relativ geschützt zu 
entwickeln, so wie es im kurdischen 
Norden der Fall war. Vielmehr stan
den sie vom ersten Tag ihres Beste
hen an unter dem Druck brutaler 
Angriffe der Regimetruppen und ih
rer Verbündeten. Zudem sind in jün
gerer Zeit gerade solche Strukturen 
der Selbstorganisation und ihre Akti
vistInnen bevorzugte Angriffsziele 
der ISMilizen geworden.

Das Schweigen über 
die syrische Tragödie
Die intensive Berichterstattung 
über Rojava steht auch insgesamt in 
einem auffälligen Kontrast zum me
dialen Stillschweigen gegenüber der 
Tragödie in den anderen Teilen Syri
ens. Raqqa im Osten des Landes 
etwa ist seit Mai 2013 zunehmend 
unter die Kontrolle der ISMilizen 
geraten. Seit August 2014 wird die 
Stadt vollständig vom IS beherrscht. 
In der Presse gab es ein paar Artikel, 
als ein Video auftauchte, in dem Be
wohnerInnen über ihren vom IS
Terror geprägten Alltag berichteten. 
(2) So gut wie nichts konnte man je
doch vom Widerstand gegen die Is
lamisten in Raqqa lesen, etwa über 
die Frauen, die im Sommer 2013 
vor den Gefängnissen protestierten 
und die Freilassung ihrer Männer 
und Söhne forderten.

Ähnliches gilt für Yarmouk. Das 
palästinensische Flüchtlingslager 
am Rande von Damaskus wird seit 
Dezember 2012 von syrischen Regie
rungstruppen belagert. Heute leben 
dort noch 18.000 Menschen; es 
herrscht Hunger, Krankheiten gras
sieren, und seit mehreren Monaten 
gibt es keine Wasserversorgung 
mehr. Die Sterberate ist dramatisch 
gestiegen, vor allem unter Kindern 
und älteren Menschen. Die Beispiele 
ließen sich beinahe endlos fortset
zen: AlWaer, ein Stadtteil von Homs, 
in dem 400.000 Menschen leben 
(die Hälfte von ihnen Flüchtlinge) 
und der von AssadTruppen einge
kesselt ist und regelmäßig bombar
diert wird; Aleppo, das sowohl vom 
IS als auch von Regimetruppen bela
gert wird und wo Fassbomben täg
lich unvorstellbare Zerstörungen an
richten; der Widerstand in der 
östlichen Provinz Deir  ezZor, wo der 
IS 700 Mitglieder eines lokalen Stam
mes hingerichtet hat – kaum etwas 
davon wird öffentlich wahrgenom
men. Zynisch könnte man sagen, 
dass wir es eben mit der üblichen 
Sensationsgier zu tun haben. Der sy
rische Konflikt dauert schon zu lan
ge; Sterben, Gewalt und Widerstand 
sind keine Neuigkeiten mehr.

Beunruhigend ist, dass wir in der 
politischen Linken mit einer ähnlich 
selektiven Wahrnehmung und einer 
deutlich selektiven Solidarität kon
frontiert sind. Seit dem Angriff des IS 
auf Kobanê hat es eine internationale 
Welle der Solidarität gegeben. Groß
demonstrationen, mitgetragen und 
mitorganisiert von verschiedenen 
Gruppen der Linken, finden beinahe 
wöchentlich statt. Wer in einer Groß
stadt lebt, kann jede Woche Veran
staltungen zu Kobanê und Rojava be
suchen. In Deutschland gibt es zwei 
linke Initiativen, die Geld zur Bewaff
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nung der kurdischen KämpferInnen 
sammeln. Wenn man sich jedoch den 
ersten entsprechenden Aufruf der 
Neuen antikapitalistischen Organisa
tion (NaO) und der Antifaschisti
schen Revolutionären Aktion Berlin 
(ARAB) ansieht (»Solidarität mit Roja
va. Waffen für die YPG/YPJ« vom 4. 
Oktober), stellt man fest, dass die syri
sche Revolution überhaupt nicht er
wähnt wird. In einem zweiten Aufruf 
heißt es lediglich: »Inmitten des syri
schen Bürgerkrieges verteidigen die 
KurdInnen einen fortschrittlichen 
Gesellschaftsentwurf.« Das ist natür
lich prinzipiell richtig. Dass in Syrien 
aber auch jenseits der Grenzen Roja
vas Kräfte existieren, die demokrati
sche und fortschrittliche Positionen 
vertreten (nicht zuletzt die bereits er
wähnten Lokalen Komitees), fällt er
neut unter den Tisch.

Noch schlechter ist der Aufruf der 
»Interventionistischen Linken« (»So
lidarität mit Rojava. Wer wenn nicht 
wir? Wann wenn nicht jetzt?«), der es 
tatsächlich schafft, außer einem in 
Klammern stehenden Hinweis, dass 
Rojava in Nordsyrien liegt, Syrien 
überhaupt nicht zu erwähnen. Was 
ist der Grund für diese höchst selekti
ve Form internationaler Solidarität? 
Natürlich spielt insbesondere in 
Deutschland der hohe Organisati
onsgrad der KurdInnen eine wichti
ge Rolle. Die Frage ist jedoch, ob Soli
darität tatsächlich in diesem hohen 
Maße von bereits vorhandenen 
Strukturen abhängig sein darf. In ei
ner Zeit der Globalisierung der Infor
mation und der sozialen Netzwerke 
sind ganz neue Formen internatio
naler Solidaritätsarbeit möglich und 
notwendig – den politischen Willen 
hierzu vorausgesetzt.

Es stimmt auch nicht, dass es in 
Syrien außerhalb Rojavas keine An
sprechpartnerInnen gäbe. Eine Or
ganisation wie Adopt a Revolution, 
die seit Beginn der syrischen Revo
lution mit lokalen Initiativen und 
Komitees in Syrien kooperiert, hat 
es vorgemacht. Aus den Reihen der 
politischen Linken hat Adopt a Re
volution nur wenig Unterstützung 
erhalten. Oft genug wurde die Initi
ative  angefeindet, und das nicht 
nur von neostalinistischen Organi
sationen und Strömungen, die sich 
mehr oder weniger offen auf der 
Seite Assads positionierten.

Warum gab es Kampagnen wie 
die für Rojava nicht bereits vor drei 
Jahren für die Lokalen Komitees? Of
fensichtlich ist das »Narrativ« von Ro
java etwas, woran die Linke leichter 
anknüpfen kann. Politische Bewe
gungen von Menschen im arabischen 
Raum hingegen stehen in der Linken 
oftmals von vornherein unter dem 
Verdacht des Islamismus. Dieser wird 
dann auch gerne mit dem Islam an 
sich verwechselt; säkularistisch hin
gegen wird mit demokratisch und 
fortschrittlich gleichgesetzt, was der 
Erfahrung in den arabischen Ländern 
deutlich widerspricht. (...)

Projektionsfläche 
für Revolutionsfantasien
Umgekehrt dient ein soziales Expe
riment wie das in Rojava als Projek
tionsfläche für allerlei romantische 
Revolutionsfantasien. So heißt es 
etwa im Bericht einer Delegation 
der Kampagne TATORT Kurdistan 
vom Mai: »Rojava ist der Versuch ei
ner Basisorganisierung jenseits der 
kapitalistischen Moderne und west
lichem Interventionismus.« Das ist 
nichts weiter als die alte autonome 
Illusion von den «befreiten Räu
men« mitten in einer feindlichen 
Umwelt, aufgeblasen auf die Größe 
einer ganzen Region im Nahen Os
ten – eine Insel des Guten außerhalb 
von Zeit und Raum.

Die Ereignisse um Kobanê füh
ren solche Äußerungen ad absur
dum. Nicht nur, dass die PYD eine 
Intensivierung der westlichen Inter
vention in Form von Luftangriffen 
fordert (was angesichts der Situati
on verständlich, aber trotzdem pro
blematisch ist). Der Angriff des IS 
auf Kobanê hat auch gezeigt, dass 
der revolutionäre Isolationismus in 
Rojava seine Grenzen hat. Die Ent
wicklung des autonomen Rojava 
wäre ohne die syrische Revolution 
nicht möglich gewesen, und der Er
folg des Experiments Rojava hängt 
vom Erfolg der syrischen Revoluti
on insgesamt ab. Die selektive Soli
darität der westlichen Linken hinge
gen reproduziert auf fatale Weise 
genau jene ethnischen Spaltungen, 
die die autoritären Regime im Na
hen Osten, auch der AssadClan, 
über Jahrzehnte benutzt haben, um 
ihre Herrschaft zu stabilisieren. Da
bei werden auch die Widersprüche 

des Experiments Rojava ausgeblen
det. So ist PYD mehrfach gegen kur
dische AktivstInnen vorgegangen 
und hat vorhandene Strukturen der 
Selbstorganisation durch eigene Par
teistrukturen ersetzt, was im letzten 
Jahr in einer Reihe von Städten zu 
Protesten führte. Der Plan, eine allge
meine Wehrpflicht einzuführen, 
stieß ebenfalls auf Widerstand. (...) 
Der regierende Volksrat ist tatsäch
lich eher eine Vorfeldstruktur der 
PYD, und wirkliche Ansätze einer 
ökonomischen Neuordnung (etwa 
bei der Landverteilung) wurden bis
her nicht unternommen. Das alles 
spricht nicht gegen das Experiment 
von Rojava. Vieles, was hier geschieht, 
ist eine Reaktion auf eine Notsituati
on, und der Prozess ist offen. Ernst
hafte Solidarität muss diese Dinge 
jedoch im Auge behalten und kritik
fähig bleiben, statt sich in Wunsch
bildern zu ergehen.

Etwas Positives zum Schluss: Ein 
wirklicher Fortschritt ist die bereits 
erwähnte Zusammenarbeit der YPG/
YPJ mit Brigaden der FSA in Kobanê.  
(...) Das Oberkommando der YPG hat 
Ende Oktober eine Erklärung veröf
fentlicht, in der die Partnerschaft mit 
den in Kobanê kämpfenden FSAEin
heiten betont wird. Zudem bekennt 
sich die YPG zur Verantwortung nicht 
nur für Rojava, sondern für ganz Syri
en. Auch für die westliche Linke ist 
es an der Zeit, die orientalistische 
Brille abzulegen und die demokrati
schen Kräfte überall in Syrien zu un
terstützen. Diese verdienen unsere 
Solidarität genauso wie die Kämpfe
rInnen von Rojava. 

Harald Etzbach schrieb in ak 596 
über den Aufstieg des IS in Irak und 
Syrien .

Leicht gekürzt, zuerst erschienen 
in ak 599 / 18 .11 .2014

Anmerkungen:
1) Dem Truppenabzug war offenbar eine Ver-
einbarung zwischen dem Regime in Damas-
kus und der PYD vorausgegangen . Kobanê 
ist jedoch der einzige Kanton, aus dem sich 
die Assad-Truppen komplett zurückgezogen 
haben; im Kanton Cizîrê gibt es noch Militär-
stützpunkte des Regimes .
2) Entsprechende Informationen verbreitet 
regelmäßig – meist in arabischer Sprache 

– die Initiative Raqqa is Being Slaughtered 
Silently . Siehe www .raqqa-sl .com und  
www .facebook .com/Raqqa .Sl .

Für die 
westliche 
Linke ist 
es an der 
Zeit, die 
demokra-
tischen 
Kräfte 
überall 
in Syrien 
zu unter-
stützen.
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Von Andrea Fischer-Tahir 
und Karin Mlodoch

D
ie Massaker an den 
YezidInnen in Sinjar 
und der Kampf um 
Kobanê führten in 
Deutschland zu ei

nem breiten Konsens hinsichtlich 
militärischer Unterstützung für 
»die Kurden«, der von der Bundes
regierung über DIE LINKE bis zu 
Antifa bündnissen reicht. Ange
sichts dieser eigentümlichen Alli
anz stellen wir die Frage, was wir ei
gentlich sehen, was wir übersehen 

konfessionelle Gruppen ebenso wie 
konkurrierende Parteiungen, säku
läre Kräfte, berufstätige Frauen oder 
Homosexuelle.

In den meisten Analysen wird 
argumentiert, dass das Erstarken 
des IS ein Produkt der Politik der Re
gierungen im Irak und in Syrien sei. 
Seit 2005 regieren in Bagdad ara
bischschiitische Gruppen, die mit 
kurdischen und kleineren sunniti
schen Blöcken teilweise Koalitionen 
eingehen, teilweise Konflikte ge
waltsam austragen. Dabei führte die 
systematische Ausgrenzung ara
bischsunnitischer Akteure, die 
einst vom BaathRegime profitiert 

und wo die Konfliktanalyse zu Irak, 
Syrien und dem ISTerror dringend 
korrigiert werden müssen.

In wissenschaftlichen, journalis
tischen und politischen Beiträgen 
zur Erklärung des Phänomens »Isla
mischer Staat« (IS) tauchen einige 
Narrative und Argumentationen 
immer wieder auf, die viel zu oft un
hinterfragt übernommen werden.

IS bezeichnet eine Struktur von 
sunnitischen Extremisten diverser 
Nationen, die nach einer dauerhaf
ten Etablierung und territorialen 
Ausweitung strebt und dabei alles 
Abweichende bekämpft: schiitische, 
christliche und yezidische ethno

Einsame  Helden  vs. 
Reiter  der  Apokalypse?
Blindstellen bei der Analyse des Islamischen Staates 
und ihre gefährlichen Folgen
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schmolz zum umspannenden 
Narrativ des »einsamen Kampfes 
der Kurden gegen den IS«. Dies und 
die apokalyptischen Bilder grenzen
los brutaler ISKämpfer lassen For
derungen nach militärischen Inter
ventionen des Westens oder der 
Türkei ebenso gerechtfertigt er
scheinen wie Plädoyers, im Kampf 
gegen den IS das Regime von Da
maskus einzubeziehen. Übersehen 
wird dabei, dass das AssadRegime – 
mit dem die PYD seit 2011 eine Art 
Stillhaltevereinbarung hat – die 
maßgebliche Ursache für ein Erstar
ken des IS in Syrien ist und weiter
hin syrischrebellische Ortschaften 
und Städte bombardiert. Regimekri
tische SyrerInnen reagieren ver
ständnislos und verbittert auf die 
westliche Ungleichgewichtung bei 
der Wahrnehmung schützenswer
ter Gruppen.

Durch den Fokus auf Kobanê ge
raten auch die Fortsetzung des IS
Terrors im Irak und dessen Opfer 
aus dem Blick. In Mossul geriert sich 
der IS als Staatsmacht, trennt Mäd
chen und Jungenschulen und ver
sklavt Frauen. In der schon seit 
 Januar 2014 vom IS kontrollierten 
Provinz Anbar richtete die Terror
miliz nach lokalen Medienberich
ten Anfang November an die 500 
Männer des arabischsunnitischen 
AlbuNimrStammes hin, nachdem 
dessen Führung ihre bisherige Neu
tralität gegenüber dem IS aufgege
ben und sich auf die Seite der iraki
schen Regierung gestellt hatte.

Die vereinfachte Formel Kur
dInnen versus IS verstellt auch den 
Blick auf andere nichtmilitärische 
Schauplätze im Kampf gegen die 
Dschihadisten. Über wichtige poli
tische Prozesse im Irak wie das 
zähe Ringen um eine solide neue 
irakische Regierung oder die Ver
handlungen mit sunnitischen 
Stämmen um eine Einbeziehung in 
die AntiISFront ist in der deut
schen Debatte ebensowenig zu er
fahren wie über die zahlreichen 
 Appelle und Aktionen zivilgesell
schaftlicher Frauen und Men
schenrechtsgruppen im Irak für 
eine breite internationale Front de
mokratischer und laizistischer 
Kräfte gegen den IS.

Die selektive Perspektive des 
Westens auf die KurdInnen, YezidIn

hatten, zu lokalen Allianzen zwi
schen IS, ehemals führenden Mit
gliedern des SaddamRegimes und 
arabischsunnitischen Stämmen, 
die auf das Einverständnis vieler 
Menschen treffen, die sich heute be
nachteiligt fühlen.

In Syrien wiederum führten der 
anhaltende Krieg des Regimes von 
Bashar alAssad gegen Rebellen
gruppen und Zivilbevölkerung zu 
einer partiellen Auflösung des Staa
tes und seines Gewaltmonopols 
und somit zur Entstehung von »Ge
waltmärkten« (Georg Elwert), das 
heißt Strukturen, in denen Waffen 
frei zirkulieren und Kapital akku
muliert wird durch Entführungen, 
Raub von Kunstschätzen oder Um
leitung von Bodenschätzen. In die
sem Umfeld konnte sich der IS zu 
einer militärisch schlagkräftigen 
Organisation entwickeln.

Außerdem wird mit der Verant
wortung der »Supermächte«, vor al
lem der USA argumentiert: Diese 
hätten durch die Einführung des 
ethnischkonfessionellen Propor
zes von sunnitischen, schiitischen 
und kurdischen Fraktionen beim 
Staatsaufbau nach der Militärinva
sion 2003 zu einer Ethnisierung re
gionaler Konflikte und somit zur 
Stärkung der Dschihadisten beige
tragen. Auch für Syrien wird konsta
tiert, die Stärke des IS sei ein Ergeb
nis des Versagens der globalen 
Großmächte und internationalen 
Organisationen bei der Eindäm
mung des Konfliktes beziehungs
weise der Suche nach einer politi
schen Lösung.

Darüber hinaus nehmen Analy
sen regional mächtige Akteure ins 
Visier: die Interessen des Iran und 
der Türkei, aber auch der autoritä
ren Regime von SaudiArabien oder 
den Vereinigten Arabischen Emira
ten. Letztere gehörten in der Ver
gangenheit schließlich zu den 
Haupt exporteuren salafistischer 
Ideologie, was sich auch dann nicht 
vergessen lässt, wenn die Emirate 
im Kampf um Kobanê PRwirksam 
eine Pilotin einsetzen.

Und schließlich wird immer wie
der argumentiert, dass der IS eine 
Reaktion auf Kolonialismus und Im
perialismus sei. Dies zeige sich in 
dessen Versuch, die auf dem Sykes
PicotAbkommen von 1916 beru

hende regionale Ordnung des Mitt
leren Ostens aufzulösen. Ferner 
seien es die durch die ökonomische 
Benachteiligung im globalen Sys
tem und kulturelle westliche Hege
monie in ihrer Würde erniedrigten 
arabischen Armen, die dem IS zu
strömten.

Daran schließt ein weiteres Nar
rativ an, nämlich das vom Versagen 
westlicher Demokratien. Diese hät
ten es nicht geschafft, muslimische 
MigrantInnen hinreichend zu integ
rieren, was zu einem Erstarken des 
Salafismus geführt habe. In 
Deutschland wird in diesem Zusam
menhang auch gelegentlich ein Ver
gleich aus einer anderen quasi kolo
nialen Situation herangezogen, der 
an rassistischem Essentialismus 
kaum zu überbieten ist: So sagte der 
Nahostexperte Guido Steinberg im 
Juni 2014 gegenüber der Oberländi
schen Presse: »Wie es in Bonn cool 
ist, Salafist zu sein, ist es in Jena cool, 
Nazi zu sein.«

Was aus dem Blick 
zu geraten droht
Die Verflechtung von Politik, Medi
en und Wissenschaft sorgt bekann
termaßen dafür, politische Not
wendigkeiten zu definieren und zu 
popularisieren, um dann politische 
Praxis zu legitimieren. Die schreck
lichen Bilder von verzweifelten 
ChristInnen und YezidInnen auf 
der Flucht vor dem IS lieferten der 
Bundesregierung die Begründung 
dafür, die irakischkurdischen 
Peshmerga zu VerteidigerInnen 
abendländischer Werte und religiö
ser Minderheiten zu erklären, mit 
dem Beschluss zu Waffenlieferun
gen einen Paradigmenwechsel in 
der deutschen Außenpolitik einzu
läuten und dabei ganz nebenbei 
die eigenen Wirtschaftsinteressen 
in der erdölreichen Region zu si
chern.

Die LiveBerichte von der »Ent
scheidungsschlacht« um Kobanê 
und die von der PYD/PKK verbreite
ten Bilder der dort verzweifelt 
kämpfenden Frauen und Männer 
boten Teilen einer bisher hinsicht
lich des IS sprach und hilflosen Lin
ken die Möglichkeit zu Identifikati
on und Handlung; von Solidaritäts
demonstrationen bis zu Geldsamm
lungen für Waffen. Beides ver

Der 
Fokus auf 
Kobanê 
verliert 
den 
 IS-Terror 
im Irak 
und in 
Syrien aus 
dem Blick.
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nen und ChristInnen erinnert nicht 
nur an koloniale Praktiken der Pro
tektion und Einbeziehung von Min
derheiten in Herrschaftsstrategien. 
Sie ist auch fahrlässig, denn sie setzt 
eben die ethnischreligiöse Spal
tungspolitik fort und gibt dem im 
Zuge des Erstarkens schiitischer 
Machtzentren in der Region – von 
Teheran über Bagdad bis Beirut – 
entstandenen sunnitischen Opfer
narrativ, von dem der IS profitiert, 
neue Nahrung.

Luftschläge werden das 
IS-Problem nicht lösen
Um Missverständnissen vorzubeu
gen: Natürlich sind wir der Mei
nung, dass die KurdInnen im Irak 
und in Syrien nach jahrzehntelan
ger Unterdrückung einen legitimen 
Kampf um Eigenständigkeit führen, 
der nun endlich die lang versagte in
ternationale Aufmerksamkeit er
hält. Kritisch sehen wir aber den 
Versuch vieler Linker, diesen kur
dischnationalen Kampf als »linkes 
Projekt« zu interpretieren. Dieser 
Versuch, den Widerspruch zwischen 
antikapitalistischer/antiimperialis
tischer Haltung auf der einen und 
Zustimmung zu einer westlichen In
tervention gegen den IS auf der an
deren Seite miteinander zu versöh
nen, delegiert die komplexe Frage 
nach linken Strategien gegen den IS 
an ein externes »revolutionäres 
Subjekt«.

Wie viele andere bezweifeln wir, 
dass Luftschläge gegen den IS und 
Klein waffenlieferungen an die Pesh
merga oder moderate syrische Re
bellen das ISProblem lösen werden. 
Notwendig sind aus unserer Sicht 
Schritte, die auf Staats(re)konstruk
tionen im Irak und in Syrien hinaus
laufen. Dazu braucht es aber neben 
einer Vermittlung durch internatio
nale Akteure, die neutraler sind als 
die bisher genannten, auch den Wil
len mächtiger Lokalakteure sowie 
die Integration von unabhängigen 
zivilgesellschaftlichen AkteurInnen 

– vor allem solchen, deren Agenda 
quer zu ethnischen oder konfessio
nellen Partikularismen steht. Um 
hier Ansätze für linke Bündnisse zu 
finden, muss zunächst der enge Fo
kus auf nationale und ethnokonfes
sionelle Minderheiten überwunden 
werden.

Wir plädieren ferner für eine ma
terialistische Konfliktanalyse. Wer 
im IS einen »antikolonialen Reflex« 
sieht oder aber Identitätsdefizite als 
Erklärungsansatz stark macht, ver
nachlässigt, dass wir es mit einer Be
wegung zu tun haben, die vor allem 
Teilhabe an lokalen, regionalen und 
globalen Reichtümern und Ressour
cen, einschließlich Menschen, be
ansprucht. Der IS verfolgt in den 
von ihm kontrollierten Gebieten 
eine pragmatische Wirtschaftspoli
tik, treibt Steuern ein, verkauft 
Grund und Boden und Öl und findet 
dafür ausreichend AbnehmerInnen. 
Sich diese Tatsachen zu vergegen
wärtigen, nimmt dem IS auch die 
von den Medien beschworene, 
Angst machende und lähmende 
Aura apokalyptischer Reiter.

Dies führt zu einem weiteren 
Punkt: Wie umgehen mit Sympathi
en und Unterstützung für den IS in 
Deutschland? Die Angst vor der Ver
einnahmung durch rechte und ras
sistische Kräfte, die den Islam und 
»den Muslim an sich« als ein Prob
lem halluzinieren, verhindert bis
lang ein klares und entschlossenes 
Auftreten linker Kräfte gegen den IS. 
Womöglich lässt sich unaufgeregter 
und mit einem gesunden Hass über 
extremistische Salafisten reden, 
wenn in unseren Erklärungen so
wohl der ethnischselektive Blick als 
auch das Paradigma der Religion zu
rücktreten und der IS und seine 
 UnterstützerInnen stattdessen aus 
einer demokratischlaizistischen 
Perspektive als TrägerInnen einer 
rassistischen, antidemokratischen 
Ideologie gesehen werden. 

Andrea Fischer-Tahir ist wissen-
schaftliche Mitarbeiterin am Cent-
rum für Nah- und Mittelost-Studien 
der Philipps-Universität Marburg 
mit langjähriger Forschungspraxis 
in Kurdistan-Irak . Karin Mlodoch 
ist Psychologin und Mitarbeiterin 
des Vereins Haukari, der in Kurdi-
stan-Irak Frauen- und Menschen-
rechtsprojekte fördert .
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Zeiten  des  Aufruhrs
Der Kampf um Kobanê bedroht den Friedensprozess 
zwischen PKK und türkischer Regierung

DemonstrantInnen und der türki
schen Polizei und Auseinanderset
zungen zwischen prokurdischen 
AktivistInnen und türkischen Rech
ten und ISAnhängern. Mehr als 350 
Menschen wurden teilweise schwer 
verletzt, und das Innenministerium 
sprach von über 1.000 Verhafteten. 
Nach vier Tagen endeten die hefti
gen Zusammenstöße. Der inhaftier
te PKKVorsitzende Abdullah Öcalan 
hatte, vermittelt über den Vorsit
zenden der im türkischen Parla
ment vertretenen kurdischen Partei 
HDP, Selahattin Demirtaş, die Pro
testierenden aufgerufen, ruhig zu 
bleiben, um einerseits nicht mehr 
Todesopfer zu riskieren und ande
rerseits nicht den Friedensprozess 
zu gefährden. Doch nicht alle in der 
kurdischen Bewegung und in der 
PKK stehen hinter diesem Schritt. 
So hatte Cemil Bayık, einer ihrer mi
litärischen Führer, zuvor den Frie
densprozess massiv in Frage gestellt.

Die explosive Stimmung rührt 
vor allem daher, dass für viele Kur
dInnen die Ereignisse in Kobanê in 
direktem Zusammenhang mit den 
Friedensverhandlungen zwischen 
der AKPRegierung und der PKK ste
hen. Und die Türkei unterstütze den 
ISAngriff auf Kobanê, weil ihr die 
kurdische Selbstverwaltung in Nord
syrien ohnehin ein Dorn im Auge sei.

Im Kampf um die von allen Sei
ten eingeschlossene Stadt – im Wes
ten, Süden und Osten durch den IS, 
im Norden durch die türkische Ar
mee, die die Grenze hermetisch ab
geriegelt hat – konnten die kurdi
schen VerteidigerInnen zuletzt die 
Front stellenweise zu ihren Gunsten 
verschieben. Dazu trugen nicht zu
letzt die Luftangriffe der USgeführ
ten AntiISKoalition bei.

Immer wieder erneuern prokur
dische AktivistInnen auf beiden Sei

ten der Grenze die Forderung nach 
der Einrichtung eines Korridors, um 
Freiwillige sowie militärische und 
medizinische Ausrüstung in die 
Stadt zu bringen. Die türkische Re
gierung lehnt dies jedoch katego
risch ab. Sie betont immer wieder, 
dass es sich bei der PYD – dem politi
schen Arm der YPG/YPJ – genauso 
um eine Terrorgruppe handele wie 
beim IS. Dass die türkische Regie
rung sich schließlich doch darauf 
einließ, 150 kurdische Peshmerga
Kämpfer aus dem Nordirak die Gren
ze passieren zu lassen, ist vor allem 
dem starken Druck der internationa
len Gemeinschaft geschuldet.

Viele KurdInnen in der Türkei 
fühlen sich mit denen südlich der 
Grenze eng verbunden. Das Experi
ment mit der kurdischen Selbstver
waltung im Norden Syriens, auf kur
disch Rojava genannt, ist auch ein 
Resultat des Kampfes der PKK in der 
Türkei. Die Grenze, die das histori
sche Siedlungsgebiet der KurdIn
nen teilt, existiert in vielen Aspek
ten nur auf der Landkarte.

Enttäuschte Hoffnungen 
auf Frieden
Der Bürgerkrieg zwischen der PKK 
und dem türkischen Staat dauerte 
fast 30 Jahre. Dabei hat die PKK, die 
von den NATOMitgliedsstaaten als 
Terrorgruppe eingestuft wird, den 
Kampf um kurdische Selbstbestim
mung nie rein militärisch, sondern 
immer auch politisch geführt. Ihre 
parteipolitischen Ableger, die in re
gelmäßigen Abständen verboten 
wurden, waren dabei ebenso ein 
Mittel wie der bewaffnete Kampf ge
gen die türkische Armee sowie An
schläge gegen staatliche Einrichtun
gen und ZivilistInnen.

Seit 1984 sind etwa 40.000 Men
schen in diesem Konflikt umge

Von Joris Leverink 
und Dominique Vicente

B
ereits zwei Monate 
dauert die Belagerung 
der kurdischen Stadt 
Kobanê an der tür
kischsyrischen Gren

ze an. Die Bedeutung des Konflikts 
reicht weit über die militärische 
Auseinandersetzung mit den An
greifern des »Islamischen Staates« 
(IS) hinaus. Er ist untrennbar ver
bunden mit den Friedensverhand
lungen zwischen der Kurdischen 
Arbeiterpartei PKK und der türki
schen Regierung, dem Erstarken des 
radikalen Islamismus innerhalb der 
Türkei sowie dem kurdischen Pro
jekt des »demokratischen Konföde
ralismus« (siehe Seite 32).

Der zumeist friedliche Verlauf 
des weltweiten KobanêSolidaritäts
tages am 1. November 2014 steht in 
deutlichem Kontrast zu den Ausein
andersetzungen in der Türkei An
fang Oktober. Am 7. Oktober bra
chen in zahlreichen Städten, vor 
allem im mehrheitlich kurdisch be
wohnten Südosten des Landes, hef
tige Straßenkämpfe zwischen türki
schen Sicherheitskräften und 
prokurdischen DemonstrantInnen 
aus. Massendemonstrationen, nie
dergebrannte Polizeistationen und 
Büros der Regierungspartei AKP in 
zahlreichen türkischen Städten – für 
vier Tage bekam man einen Ein
druck davon, was mit der Warnung 
vieler BeobachterInnen gemeint ist, 
der Konflikt könne sich von Syrien 
aus über die Grenze ausweiten.

Explosion der Wut 
in Türkisch-Kurdistan
Mindestens 38 Menschen starben 
bei den Zusammenstößen zwischen 
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Kommunalwahlen in den kurdi
schen Gebieten kaum nennens
werte Erfolge erzielen; die Morde 
der vergangenen Wochen spre
chen allerdings dafür, dass sie 
durchaus in der Lage sein könnte, 
die Region zu destabilisieren.

Möglicherweise hat die türki
sche Regierung die Bedeutung der 
Stadt Kobanê für die einheimische 
Bevölkerung unterschätzt. »Wenn 
Kobanê fällt, wird es keinen Frie
densprozess mehr geben«, ist unter 
kurdischen AktivistInnen ein häufig 
zu hörender Satz. Für die AKPRegie
rung und ihren neoliberalen Kurs 
hingegen bedeutet dieser Prozess 
weit mehr als die Möglichkeit, einen 
jahrzehntelangen Konflikt zu been
den.

Denn die KurdInnen und die 
von ihnen bewohnten Gebiete spie
len eine wichtige Rolle in den Ent
wicklungsplänen des Landes: Mit 
knapp 20 Millionen Menschen stel
len sie eine große Gruppe potenziel
ler WählerInnen und KonsumentIn
nen, und in den Bergregionen des 
Südostens lässt sich ein enormes 
Potenzial alternativer Energiequel
len für den türkischen Markt er
schließen. Auch aus diesem Grund 
lehnt Erdoğan jede Beteiligung zivi
ler oder politischer Akteure am Frie
densprozess ab.

Auch fürchtet die AKP, die erfolg
reiche Selbstverwaltung der syri
schen KurdInnen könnte zum Vor
bild für ihre türkischen GenossIn
nen werden. Anstatt darauf zu war
ten, dass ihnen die Regierung in 
Ankara die Erlaubnis für eine Schul
bildung in kurdischer Sprache oder 
die formale Gleichbehandlung der 
Geschlechter erteilt, könnten sie 
ihre Umsetzung selbst verwirkli
chen. Die ersten Schritte in Rich
tung des sogenannten »demokrati
schen Konföderalismus« lassen sich 
bereits in einigen Gemeinden in der 
Türkei beobachten. 

Joris Leverink arbeitet als freier 
Journalist in Istanbul und gehört 
zum Herausgeberkollektiv des 
ROAR Magazine (roarmag .org) . 
Dominique Vicente ist als frei*e 
Journalist*in in Istanbul tätig .
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kommen, mehr als drei Millionen 
wurden vertrieben – die überwie
gende Mehrheit von ihnen KurdIn
nen. Verhaftungswellen haben Tau
sende für »Straftaten« wie die Teil
nahme an Demonstrationen oder 
das Unterrichten in kurdischer 
Sprache ins Gefängnis gebracht. Al
lein in den letzten fünf Jahren wur
den über 8.000 AktivistInnen inhaf
tiert, denen mehrheitlich Verbin
dungen zur Union der Gemein
schaften Kurdistans (KCK) unter
stellt werden – ein PKKnaher 
politischer Dachverband.

Ende 2012 schließlich gab Recep 
 Tayyip Erdoğan, damals Minister
präsident, heute Staatsoberhaupt 
der Türkei, bekannt, dass seine Re
gierungspartei AKP in Friedensver
handlungen mit Öcalan treten wer
de. Viele in der Türkei verbanden 
mit diesem Schritt Hoffnungen auf 
ein Ende der gewalttätigen Ausein
andersetzungen und eine Anerken
nung der kurdischen Bevölkerung 
und ihrer Rechte. 

Diese Hoffnungen sind in den 
letzten zwei Jahren enttäuscht 
worden. Die PKK ist ihren Ver
pflichtungen aus den Verhandlun
gen nachgekommen, indem sie 
eine Waffenruhe ausrief und den 
Großteil ihrer bewaffneten Mit
glieder in die nordirakischen Kan
dilBerge verlegte. Die türkische 
Regierung hingegen hat bisher we
nig unternommen, ihren Zusagen, 
etwa der einer Freilassung von po
litischen Gefangenen, nachzu
kommen.

In den Augen vieler Unterstütze
rInnen der kurdischen Sache ist die 
Regierung in Ankara mehr als nur 
eine passive Beobachterin des isla
mistischen Vormarsches auf Ko
banê. Viele gehen davon aus, dass 
sie durch ihre Zurückhaltung ge
genüber dem IS sowohl in Syrien als 
auch in der Türkei selbst dessen 
Handlungsfähigkeit erheblich ge
fördert hat. Sogar von direkter mili
tärischer und logistischer Hilfe für 
die Dschihadisten ist die Rede. Au
genzeugInnen berichten von IS
Kämpfern, die ungehindert die 
Grenze in beide Richtungen passie
ren können; von Zügen, die voll be
laden aus der Türkei in das vom IS 
kontrollierte Gebiet fahren; von ver
wundeten ISKämpfern, die in türki

schen Krankenhäusern behandelt 
werden.

Die unverhältnismäßige Härte, 
mit der türkische Sicherheitskräfte 
im Oktober 2014 gegen die prokur
dischen Demonstrationen vorgin
gen, macht die Haltung der Regie
rung gegenüber den politischen 
Forderungen der größten Minder
heit des Landes deutlich. Als am 7. 
Oktober die Unruhen ausbrachen, 
verhängte die Armee umgehend 
eine 24stündige Ausgangssperre 
in Diyarbakır, Mardin, Van und wei
teren drei mehrheitlich von Kur
dInnen bewohnten Städten im 
Südosten der Türkei. Solche Maß
nahmen hatte es seit den Hochzei
ten des Bürgerkrieges Mitte der 
1990er Jahre in diesem Umfang 
nicht mehr gegeben.

Islamisten – nützliche 
Helfer der Regierung
Mehr als ein Dutzend der Todesop
fer der jüngsten Zusammenstöße 
gehen auf Auseinandersetzungen 
zwischen prokurdischen Demons
trantInnen und Anhängern der 
kurdischen Hizbullah zurück. Sun
nitische Islamisten, die mit ihren 
schiitischen Namensvettern im Li
banon nichts zu tun haben, grün
deten die Organisation 1980 in 
Diyarbakır. Angehörige der türki
schen Armee unterstützten sie da
bei und sorgten teilweise für die 
militärische Ausbildung. Mitte der 
1990er Jahre legten JournalistIn
nen Verbindungen bis in hohe 
Kreise des Militärapparats offen 
und erhärteten damit den Ver
dacht, dass die türkischen Streit
kräfte die Gruppe zur Aufstands
bekämpfung gegen die PKK 
benutzt hatten. Nachdem die Hiz
bullah seit nunmehr zehn Jahren 
von der Bildfläche verschwunden 
war, gründete sich aus ihren Krei
sen 2012 die radikalislamistische 
Partei Hüda Par. Zwar konnte die 
Hüda Par bei den vergangenen 

38 Men schen starben bei 
 Straßenschlach ten im kurdisch 
gepräg ten Südosten der Türkei.
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Die  Geschichte  des  Ö.
Vom Marxismus-Leninismus zum demokratischen 
Konföderalismus – die ideologische Wandlung der PKK

Von Thomas Schmidinger

A
ls Studierende kurdi
scher Herkunft in 
den 1970er Jahren 
die Arbeiterpartei 
Kurdistans (PKK) in 

der Türkei gründeten, standen Mar
xismusLeninismus und nationale 
Befreiungsbewegungen hoch im 
Kurs der globalen Linken. Auch in 
der Türkei dominierten maoisti
sche, stalinistische und andere au
toritäre Strömungen. Dogmatisch 
marxistische Gruppierungen be
kämpften sich teilweise gegenseitig. 
Hauptdifferenzen innerhalb der 
türkischen Linken lagen nicht nur 
in der jeweils eigenen ideenge
schichtlichen Verortung innerhalb 
des Leninismus, sondern auch in 
der taktischen Frage, ob die Revolu
tion eher vom Land in die Stadt oder 
von der Stadt auf das Land getragen 
werden sollte, sowie im Verhältnis 
zum Kemalismus.

Der Kemalismus, ein autoritäres 
und nationalistisches Modernisie
rungsprojekt, galt Teilen der türki
schen Linken auch als linkes, anti
imperialistisches Projekt, das Fort
schritte in der Geschlechterfrage 
bewirkt und die Gesellschaft säkula
risiert hatte. Andere begriffen ihn 
als ein kapitalistisches und nationa
listisches Unterdrückungsinstru
ment. Kemalistische versus antike
malistische Linke, Stadtguerilla ver
sus Bauernbewegung waren ent
scheidende Bruchlinien der türki
schen Linken in den 1970er Jahren.

Die kurdischen Studierenden in 
Ankara, die sich in der zweiten Hälf

te der 1970er Jahre um Abdullah 
Öcalan, Cemil Bayık, Mehmet Kara
sungur, Mehmet Hayri Durmuş, Ke
sire Yıldırım, Baki Karer, Sakine Can
siz und Şahin Durmuş sammelten, 
waren Teil dieser türkischen Linken, 
nicht der kurdischen Landbevölke
rung Südostanatoliens. Ihre politi
schen Vorläufer waren weder die 
ländlichen kurdischen Rebellionen 
der 1920er und 1930er Jahre noch 
die frühere kurdische Nationalbe
wegung, die von Parteien wie der 
Demokratischen Partei Kurdistans
Türkei (PDKT) oder der Sozialisti
schen Partei Kurdistans (PSK) ge
prägt wurden. Die frühe PKK war ein 
Produkt der studentischen radika
len Linken der Türkei.

Die antikoloniale Phase
Sie deutete die Konflikte in der Tür
kei einerseits vor dem Schema mar
xistischleninistischer Modernisie
rungstheorien, andererseits als 
imperialistische Konflikte. Kurdis
tan sahen die jungen Radikalen um 
Abdullah Öcalan als Kolonie, deren 
Entkolonialisierung die neue Partei 
erkämpfen sollte. Zugleich blickten 
die PKKGründerInnen verächtlich 
auf die alten tribalen Strukturen ih
rer Herkunftsgesellschaft herab. In 
ihnen sahen sie die Ursache für die 
»Rückständigkeit« und den Mangel 
an revolutionärem Potenzial in Kur
distan. Der Kampf der frühen PKK 
richtete sich damit nicht nur gegen 
die Türkei, sondern auch – als Phase 
im antikolonialen Befreiungskampf 

– gegen den kurdischen Feudalis
mus und Tribalismus.

MarxismusLeninismus einer
seits und kurdischer Befreiungsna

tionalismus andererseits dominier
ten die Theorie und Praxis der am 27. 
November 1978 im Dorf Ziyaret in 
der Provinz Diyarbakır offiziell ge
gründeten Organisation. Nach 
Öcalans Weg ins syrische Exil im 
Juni 1979 wuchs die autoritäre und 
zentralistische Kaderpartei unter 
dem Schutz des dortigen BaathRe
gimes zu einer bewaffneten Guerilla 
heran. In Syrien bzw. im von Syrien 
kontrollierten Teil des Libanon lern
te die PKK das Guerillahandwerk. 
Vor allem die Demokratische Front 
zur Befreiung Palästinas (DFLP) 
schulte die StudentInnen aus Anka
ra im bewaffneten Kampf. 1982 sam
melte die PKK schließlich an der Sei
te der DFLP im Kampf gegen die 
israelische Invasion des Libanon 
ihre ersten militärischen Erfahrun
gen, ehe sie 1984 als Guerilla in die 
Türkei zurückkehrte.

Neben MarxismusLeninismus, 
Nationalismus und Antiimperialis
mus bildete eine eigene, essenzialis
tische Spielart des Feminismus von 
Anfang an eine zentrale Säule der 
PKKIdeologie. Die auf den Einfluss 
von Öcalans ehemaliger Ehefrau Ke
sire Yıldırım zurückgehenden femi
nistischen Positionen der Partei 
blieben auch nach Öcalans Bruch 
mit Yıldırım zentral für das Selbst
verständnis der Partei und Öcalans 
Denken. Bald verfügte die PKK auch 
über bewaffnete Fraueneinheiten. 
Frauenrechte bildeten ein zentrales 
Element der Propaganda, und tat
sächlich war die Partei gerade unter 
jungen Frauen erfolgreich.

Trotz der organisatorischen Ge
schlossenheit bildete die PKK nie 
eine völlig geschlossene ideologi
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sche Einheit. Der Aufbau einer Mas
senbewegung bedeutete auch, dass 
es immer wieder zu Richtungsausei
nandersetzungen und ideologi
schen Experimenten kam. Nach 
dem Zusammenbruch der Sowjet
union 1989/1990 trat der Marxis
musLeninismus etwas in den Hin
tergrund. Doch auch wenn die PKK 
sich »sozialdemokratisierte«, blie
ben die wesentlichen ideologischen 
Eckpunkte bestehen. Gleichwohl 
war die PKK trotz ideologischer Ge
meinsamkeiten mit (post)stalinis
tischen Parteien nie von Moskau 
abhängig. Der Zusammenbruch der 
Sowjetunion stürzte sie daher ideo
logisch weit weniger in die Krise als 
die westeuropäischen Kommunisti
schen Parteien oder die trikontinen
talen Proxies der Sowjetunion.

Verhaftung Öcalans 
und Neuausrichtung
Die entscheidende Bewährungs
probe der PKK sollte erst zehn Jahre 
später mit der Verhaftung, Ver
schleppung und Verurteilung ihres 
Parteiführers Abdullah Öcalan be
ginnen. Entgegen vieler Erwartun
gen führte die Verhaftung des Füh
rers (Serok) allerdings weder zur 
Spaltung noch zur Auflösung der 
Partei. Nicht einmal den Parteivor
sitz büßte der inhaftierte Öcalan 
ein. Vielmehr gelang es ihm nach 
einer Phase der Irritation, zu der 
auch sein Verhalten vor Gericht ei
niges beigetragen hatte, wieder die 
ideologische Führerschaft zu über
nehmen. Der zunächst zum Tode 
verurteilte und oft in Isolationshaft 
gehaltene Öcalan meldete sich bald 
mit kleinen Schriften zu Wort, die 
er über seine Anwälte aus dem Ge
fängnis bringen ließ oder im Pro
zess als Verteidigungsschriften be
nutzte.

In den Jahren nach 1999 machte 
die PKK die größte ideologische 
Veränderung durch. Stichwortge
ber blieb der auf der Gefängnisinsel 
İmralı festsitzende Öcalan. 2002 
 erklärte sich die Partei zunächst 
für aufgelöst und wurde durch die 
KADEK, später KongraGel, weiter
geführt, ehe sie ab 2005 wieder 
als  PKK reorganisiert wurde. Auf 
 einer Parteiversammlung im Mai 
2005 wurde das von Öcalan in Ge
fangenschaft entwickelte Konzept 

des »demokratischen Konfödera
lismus« als neue Leitlinie ange
nommen.

Einige der in Gefangenschaft 
verfassten Schriften Öcalans sind 
heute auch in deutschen Überset
zungen zugänglich und legen Zeug
nis ab von der bemerkenswerten 
ideologischen Entwicklung des PKK
Führers. Öcalans Reflexionen in Ge
fangenschaft, wie sie im 2010 auf 
Deutsch erschienenen Werk »Jen
seits von Staat, Macht und Gewalt« 
zugänglich gemacht wurden, sind 
weit entfernt von der marxistisch
leninistischen Kampfrhetorik der 
1980er Jahre, sondern reflektieren 
durchaus selbstkritisch die eigenen 
Kämpfe, Erfolge und Niederlagen.

Eine der bemerkenswertesten 
Veränderungen in Öcalans Denken 
wird im Begriff des »Volkes« sicht
bar. In der PKK waren in der Vergan
genheit immer wieder nationalisti
sche Töne zu hören, die auch – zu
mindest fallweise – einen völki
schen Nationenbegriff umfassten. 
Heute stellt Öcalan unmissver
ständlich klar, dass er den Begriff 
»Volk« ähnlich verwendet wie große 
Teile der lateinamerikanischen Lin
ken den Begriff »pueblo«. Er habe 
mehr mit Negri und Hardts Multi
tude gemeinsam als mit dem, was 
im deutschen Sprachraum als Volk 
bezeichnet wird. Im Diskurs der Par
tei spiegelt sich die Abkehr vom völ
kischen Nationenbegriff etwa in der 
Verwendung des Worts »kurdista
nisch« wider, das nicht nur die Kur
dInnen, sondern auch die anderen 
ethnischen Gruppen Kurdistans 
einschließen soll.

Umfassende Selbstkritik
Demokratie und eine ökologischso
ziale Ökonomie stehen heute im 
Mittelpunkt des Denkens von Abdul
lah Öcalan. Aus der Oktoberrevoluti
on zieht er die Lehre, dass es nur dau
erhafte antikapitalistische Lösungen 
geben könne, »indem die demokrati
sche Haltung der Völker in umfas

sende demokratische Systeme trans
formiert wird«. (1) Die Linke – auch 
die PKK – müsse sich vom Etatismus 
befreien. Hier knüpft die seit 2005 
propagierte Idee eines »demokrati
schen Konföderalismus« von unten 
an. Die umfassende Kritik der bishe
rigen Staats und Revolutionskon
zepte der PKK sind ein eindrucksvol
les Beispiel an Selbstkritik, die 
allerdings noch davor zurück
schreckt, auch die eigene Person und 
Rolle als autoritäre und idealisierte 
Führergestalt kritisch unter die Lupe 
zu nehmen.

Neben diesen Innovationen und 
Weiterentwicklungen finden sich je
doch auch Konstanten im Denken 
Öcalans. So bleibt die wichtige Rolle, 
die er der Patriarchatskritik ein
räumt, auch in den neuen Schriften 
sichtbar. Historisch hält er die Un
terdrückung der Frau durch das Pat
riarchat für die »erste folgenreiche 
Konterrevolution« und unter
streicht, dass die Freiheit und 
Gleichberechtigung der Frau eine 
Bedingung für die Freiheit und 
Gleichheit einer Gesellschaft dar
stellt.

Intellektuell hat sich Öcalan weit 
von den autoritären marxistischle
ninistischen Vorstellungen der 
1980er Jahre entfernt. Auch Erschie
ßungen von ParteidissidentInnen, 
die es in den 1980er Jahren gab, ge
hören der Vergangenheit an. Aller
dings hat die Hinwendung zu basis
demokratischeren Ansprüchen 
nichts Wesentliches an der autoritä
ren und zentralistischen Partei
struktur geändert. Zwar wurden 
Volksräte und andere basisdemo
kratische Strukturen aufgebaut; die 
wesentlichen Entscheidungen wer
den aber immer noch von einem 
kleinen Führungskader der Partei 
getroffen. 

Thomas Schmidinger veröffent-
lichte im Oktober das Buch »Krieg 
und Revolution in Syrisch-Kurdis-
tan«, das ak als Aboprämie anbietet .
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